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Unsere Termine für 2010:
Gruppentreffen in der Salvatorpfarre, 8010 Graz, Robert-Stolz-Gasse 3
jeweils am letzten Donnerstag im Monat um 18:00 Uhr:

26. März 2010 (Achtung: ausnahmsweise Freitag!)
28. April 2010 (Achtung: ausnahmsweise Mittwoch!)
27. Mai 2010
24. Juni 2010 Sommerfest im Gansrieglhof
30. September 2010
28. Oktober 2010
25. November 2010

Erstes Wochenende im Advent (26./27./28. November 2010):
Weihnachtsbasar in Feldbach
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Liebe Freundinnen und 
Freunde,

der Winter hat uns in diesem Jahr fest 
in der Hand. Und dennoch ist schon 
ein leiser Hauch von Frühling zu spü-
ren: Die Tage sind lichter, und in der 
Früh singen uns die Amseln aus dem 
Schlaf.
Wie in jedem Jahr informiert Sie die er-
ste Ausgabe des musculus über die 
Veränderungen in den bundesweiten 
Richtlinien der Sozialversicherung, 
gibt einen Überblick über das Stei-
rische Behindertengesetz, dessen No-
vellierung uns wegen der im §39 fest 
gehaltenen Regressforderung schwer 
zu schaffen gemacht hat. Wieder fi n-
den Sie auch eine Hilfestellung zur Be-
schaffung und Finanzierung allfälliger 
Heil- und Hilfsmittel.
Das letzte Jahr war gekennzeichnet von 
der Krise in der Wirtschaft und Fi-
nanzwelt, die – so prognostiziert Dia-
koniedirektor M. Chalupka in seinem 
Beitrag – ihren Höhepunkt für den so-
zialen Bereich erst in diesem Jahr errei-
chen wird. Denn in Gemeinden, Län-
dern und im Bund sind die Kassen leer. 
Trotzdem müssen wir weiterhin unser 
aller Bewusstsein schärfen für das, was 
nötig ist, damit alle Menschen gleich-
berechtigt und ungehindert am öffent-
lichen Leben teilnehmen können. Für 
Menschen, die in ihrer Bewegungsfrei-
heit eingeschränkt sind, ist das Persön-
liche Assistenz, die Leistbarkeit tech-
nischer Hilfsmittel und ein barrierefrei-

er öffentlicher 
Raum. Diese 
Notwendig-
keiten gesetz-
lich zu veran-
kern, muss unser Anliegen bleiben. Rü-
ckendeckung gibt uns dabei, dass sich 
auch Österreich verpfl ichtet hat, die 
UN-Konvention über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen in gel-
tendes Recht umzusetzen.
Ein Kommentar von Marlies Neumül-
ler über die Aktion „Licht ins Dunkel“ 
macht klar, dass es behinderten Men-
schen nicht um Mitleid sondern um 
Selbstbestimmung geht.
Dass es noch immer nicht selbstver-
ständlich ist, behinderte Menschen in 
ihren Kompetenzen wahrzunehmen 
und sie für sich selbst sprechen zu las-
sen, wurde deutlich bei der Bestellung 
des neuen Behindertensprechers: Nicht 
Huainigg sondern Buchinger hat das 
Amt erhalten; nicht die Sache sondern 
die Parteizugehörigkeit war entschei-
dend. Erfreulich ist, dass Franz-Joseph 
Huainigg aufgrund der Bestellung von 
Beatrix Karl zur Ministerin nun wieder 
im Parlament sitzen kann. Wir lassen 
ihn in diesem Heft auch wieder selbst 
zu Wort kommen.
Erfreuliches gibt es aus dem Bereich 
der Forschung über Muskelkrank-
heiten zu berichten: Ein Grazer For-
scherteam – darunter die uns wohl be-
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kannte Frau Dr. Michaela Auer-Grum-
bach – identifi zierte ein Gen, dessen 
Mutationen zu erblichen Polyneuropa-
thien führen. Die Bedeutung dieser 
Grundlagenforschung liegt darin, dass 
sie die Voraussetzung für die Entwick-
lung zukünftiger Therapien bildet.
Vor einem Jahr genau ließ uns Helmut 
Daimer in seinem musculus-Beitrag 
teilnehmen an der Auseinanderset-
zung mit seiner Krankheit ALS. In die-
sem Heft betrauern wir seinen Tod und 
nehmen Abschied von ihm. Ungefähr 
zur gleichen Zeit hat uns ein weiteres 
langjähriges Mitglied verlassen: Max 
Seebacher. Auch er erlag derselben 
Krankheit ALS. Wer erinnert sich nicht 
gern an ihn, wenn er auf dem Sommer-

fest im Gansrieglhof vergnügt in sei-
nem elektrischen Rollstuhl seine Run-
den fuhr. Wir werden beide sehr ver-
missen.
Mit herzlichem Dank an alle, die zum 
Gelingen dieses Heftes beigetragen ha-
ben, wünsche ich uns einen baldigen 
Frühlingsbeginn und eine gesunde Fa-
stenzeit

Eure/Ihre

 

Elke Trummer
Präsidentin der Steirischen Gesell-
schaft für Muskelkranke

NEUE RICHTSÄTZE 2010
REZEPTGEBÜHR
• Höhe der Rezeptgebühr.......€ 5,00
• Grenzbeträge für die Befreiung von 
der Rezeptgebühr:
a) Personen, deren monatliche Netto-
einkünfte € 783,99 (für Alleinstehende) 
bzw. € 1.175,45 (für Ehepaare bzw. 
Lebensgefährten) nicht übersteigen, 
sowie
b) Personen, die infolge von Leiden 
oder Gebrechen überdurchschnittliche 
Ausgaben nachweisen und deren mo-
natliche Nettoeinkünfte € 901,59 (für 
Alleinstehende) bzw. € 1.351,77 (für 
Ehepaare bzw. Lebensgefährten) nicht 
übersteigen, sind auf Antrag von der 
Entrichtung der Rezeptgebühr zu be-
freien.

Die angeführten Grenzbeträge erhöhen 
sich für jedes Kind um € 82,16.

SERVICE-ENTGELT für die e-card:
• Höhe des Service-Entgelts ...€ 10,00
• Grenzbeträge für die Befreiung vom 
Service-Entgelt:
wie bei der Befreiung von der Rezept-
gebühr.

HEILBEHELFE – KOSTENANTEIL
Der Kostenanteil des Versicherten be-
trägt
• bei Heilbehelfen und Hilfsmitteln 
mindestens ................................€ 27,40
• bei Sehbehelfen mindestens € 82,20
Für Kinder, die das 15. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben und schwerstbe-
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hinderte Kinder sowie für Personen, 
die wegen besonderer sozialer Schutz-
bedürftigkeit von der Rezeptgebühr be-
freit sind, gibt es keine Kostenbeteili-
gung.

WOCHENGELD
• gemäß § 162 Abs. 3a ASVG für § 19a 
ASVG-Selbstversicherte
• sowie für freie Dienstnehmer gemäß 
§ 4 Abs. 4 ASVG, täglich ............€ 7,91

KINDERBETREUUNGSGELD
Leistungen nach dem Kinderbetreu-
ungsgeldgesetz für Geburten ab dem 
1.10.2009

a) Kinderbetreuungsgeld täglich: 
bei einer Bezugsdauer von 30 Monaten 
(+ 6 Monate bei 
Teilung mit Partner)..................€ 14,53
bei einer Bezugsdauer von 20 Monaten 
(+ 4 Monate bei 
Teilung mit Partner)..................€ 20,80
bei einer Bezugsdauer von 15 Monaten 
(+ 3 Monate bei 
Teilung mit Partner)..................€ 26,60 
bei einer Bezugsdauer von 12 Monaten 
(+ 2 Monate bei 
Teilung mit Partner)..................€ 33,00 
Einkommensabhängiges Kinderbetreu-
ungsgeld mit maximal 14 Monaten Be-
zugsdauer (davon mindestens 2 Mo-
nate der Partner) in der Höhe von 80 % 
des letzten Nettoeinkommens mit min-
destens.........................................€ 33,00 
bis maximal ................................€ 66,00

Einkommensermittlung 
Die Zuverdienstgrenze stellt auf die 

Einkünfte desjenigen Elternteiles ab, 
der Kinderbetreuungsgeld bezieht. Es 
ist also nicht das Familieneinkommen 
bzw. das Einkommen des (Ehe)Partners 
maßgeblich. Die Zuverdienstgrenze für 
das Kalenderjahr 2010 beträgt 60 % des 
letzten Einkommens (individueller 
Grenzbetrag) oder € 16.200,00 (absolu-
ter Grenzbetrag). Hinsichtlich des ein-
kommensabhängigen Kinderbetreu-
ungsgeldes ist nur ein Zuverdienst von 
€ 5.800,00 möglich. 

b) Beihilfe zum Kinderbetreuungs-
geld 

Der Zuschuss zum Kinderbetreuungs-
geld wurde in eine Beihilfe umgewan-
delt. Für Geburten ab 1.1.2010 können 
Bezieher einer Pauschalvariante maximal 
für ein Jahr ab Antragstellung eine täg-
liche Beihilfe zum Kinderbetreuungsgeld 
in der Höhe von € 6,06 beziehen.
Die Zuverdienstgrenze beträgt für den 
Antragsteller jährlich € 5.800,00 und 
für den Partner € 16.200,00. Diese Bei-
hilfe ist im Gegensatz zum Zuschuss-
Modell nicht rückzahlbar.

PENSIONSERHÖHUNG
• Erhöhung der Pensionen ab 1. Janu-
ar 2010:
bis € 2.466,00 um 1,5%
• ab € 2.466,01 um € 36,99
• Einmalzahlung zur Dezemberpensi-
on (geringe Pensionen): 4,2%
• Höchstbemessungsgrundlage (auf Ba-
sis der „besten 22 Jahre“).......€ 3.533,09
• Bemessungsgrundlage für 
Zeiten der Kindererziehung...€ 893,75
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RICHTSÄTZE für Ausgleichszulagen 
(§ 293 ASVG)
Alters-und Invaliditätpensionen:
• für Allein stehende.............. € 783,99
• für Ehepaare.......................€ 1.175,45
• Erhöhung für jedes Kind.......€ 82,16
Witwen- und Witwerpensionen:
• € 783,99
Waisenpensionen bis 24. Lebensjahr:
• Halbwaisen............................€ 288,36
• Vollwaisen.............................€ 432,97
Waisenpensionen ab 24. Lebensjahr:
• Halbwaisen............................€ 512,41
• Vollwaisen.............................€ 783,99

PFLEGEGELD 
nach dem Bundespfl egegeldgesetz
Stufe 1....................................... € 154,20
Stufe 2....................................... € 284,30
Stufe 3....................................... € 442,90
Stufe 4........................................€ 664,30
Stufe 5........................................€ 902,30
Stufe 6.....................................€ 1.242,00

Stufe 7.....................................€ 1.655,80

ZUZAHLUNGEN bei Maßnahmen 
der Rehabilitation und bei Maßnah-
men der Festigung der Gesundheit 
und der Gesundheitsvorsorge in der 
Kranken- und Pensionsversicherung
• Höhe der Zuzahlungen pro Verpfl eg-
stag:
a) Maßnahmen 
der Rehabilitation........................€ 7,17
b) Maßnahmen der Festigung der Ge-
sundheit und der Gesundheitsvorsorge
monatliches Bruttoeinkommen 
bis € 1.365,37 ................................ € 7,17
monatliches Bruttoeinkommen 
über € 1.365,37 bis € 1.946,76 ....€ 12,68
monatliches Bruttoeinkommen 
über € 1.946,76 ..........................€ 18,24
• Befreiung von Zuzahlungen:
Personen, deren monatliche Bruttoein-
künfte € 783,99 nicht übersteigen.
(Quelle: http://www.hauptverband.at )

Eine gute Idee
Herzlichen Dank, lieber Sepp, und weiterhin viel Gesundheit und Glück!

JOSEF PFEILER, Hotelier und Gastwirt 
in Feldbach, feierte seinen 70. Geburts-
tag. Zu einem schönen Fest lud er alle 
seine Freunde ein. Auch ich durfte 
dabei sein. Er wollte keine Blumen und 
Geschenke. Stattdessen bat er seine 
Gäste um Spenden für die Steirische 
Gesellschaft für Muskelkranke.
Nach der Feier überreichte er mir den 
stattlichen Betrag von 955 Euro.

Elke Trummer
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Behindertengesetz in der Steiermark
Wer hat Anspruch?
Alle Menschen mit Behinderung mit 
Hauptwohnsitz in der Steiermark (Ös-
terreicherInnen, EWR-BürgerInnen, 
andere StaatsbürgerInnen mit Aufent-
haltserlaubnis oder Niederlassungsbe-
willigung, Flüchtlinge nach der Genfer 
Konvention) haben einen Rechtsan-
spruch auf Hilfeleistungen nach dem 
Stmk. Behindertengesetz 2004.

Welche Leistungen gibt es?
Erziehung/Schule
Übernahme der Mehrkosten aufgrund 
der Behinderung für:
• Frühförderung 
und Familienbegleitung
• Heilpädagogische Kindergärten
• Integrative Zusatzbetreuung in 

Kindergärten
• Schule, Hort

Beruf
Zuschüsse/Kostenübernahme für:
• Aus- und Weiterbildung, Um- und 

Nachschulung in Betrieben, Lehr-
werkstätten usw.

• Erprobung auf einem Arbeitsplatz
• Kostenübernahme für Beschäfti-

gung in Tageseinrichtungen
• Lohnkostenzuschuss (zur Errei-

chung des kollektivvertraglichen 
oder betriebsüblichen Entgelts) 
»gestützter Arbeitsplatz«

• Fahrtkosten

Wohnen
In der eigenen Wohnung (ab dem 18. 

Lebensjahr):
• Mietzinsbeihilfe oder
• Abdeckung von Wohnungsauf-

wand beim Bezug von Lebensun-
terhalt

In Einrichtungen:
• Kostenübernahme für Wohneinrich-

tungen für Menschen mit Behinde-
rung

• Kostenübernahme für Pflege-
heime

Finanzielle Leistungen
Ab dem 18. Lebensjahr, wenn der 
Mensch mit Behinderung zu Hause 
wohnt und ein geringes Einkommen 
hat:
• Lebensunterhalt
• Wohnungsaufwand für die eigene 

Wohnung
 Es gelten die Richtsätze der Sozial-

hilfe

Assistenzleistungen
Kostenübernahme für:
• Freizeitassistenz
• Familienentlastungsdienst
• Wohnassistenz
• Persönliche Assistenz
Grundsätzlicher Selbstbehalt von 10%. 

In Härtefällen auf Antrag kein 
Selbstbehalt.

Heilbehandlung und 
Hilfsmittel
Zuschüsse für:
• Ärztliche Behandlungen
• Therapien
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• Körperersatzstücke
• orthopädische Behelfe
• technische Hilfsmittel
• Dolmetschleistungen in Gebärden-

sprache
• Ankauf und Adaptierung von Fahr-

zeugen
• Adaptierung von Wohnräumen

Wie komme ich zu dem, was 
mir zusteht?
Wo und wie stelle ich einen 
Antrag?
Mündliche oder schriftliche Antragstel-
lung bei der Wohnsitzgemeinde oder 
Bezirkshauptmannschaft (BH); in Graz: 
Magistrat Graz durch den Menschen 
mit Behinderung, gesetzliche Vertrete-
rInnen, SachwalterInnen oder Bevoll-
mächtigte.
Bei der ersten Antragstellung nach dem 
Stmk. Behindertengesetz 2004 sind 
folgende Unterlagen mitzubringen:
Meldezettel, Lichtbildausweis, ärzt-
liche Bestätigungen oder Befunde, aus 
denen die Behinderung hervorgeht, 
Sachwalter-Bestellungsurkunde (wenn 
vorhanden), Pfl egegeldbescheid (wenn 
vorhanden).
Für Nicht-EU-BürgerInnen:
Niederlassungsbewilligung oder Auf-
enthaltserlaubnis.
Jeder Antrag ist im Vorhinein zu stellen.
Eine nachträgliche Zuerkennung der 
Leistung ist grundsätzlich nicht möglich!

Wie lange darf die Erledigung 
eines Antrages dauern?
Jeder Antrag muss mit einem Bescheid 
erledigt werden. Die Behörde hat so 
rasch als möglich zu entscheiden. Bei 

Gutachten oder Kostenbeteiligung 
anderer Stellen kann es eine längere 
Verfahrensdauer geben. Spätestens 6 
Monate nach Antragstellung muss die 
Behörde entscheiden.

Was mache ich, wenn ich mit 
dem Bescheid nicht 
einverstanden bin?
Gegen den Bescheid kann bei der BH 
oder dem Magistrat Graz innerhalb von 
14 Tagen ab der Zustellung eine be-
gründete Berufung eingebracht wer-
den. Über die Berufung entscheidet das 
Amt der Steiermärkischen Landesre-
gierung. Danach besteht die Möglich-
keit einer Beschwerde beim Verwal-
tungsgerichtshof.

Wo kann ich mich näher 
informieren?
• Die Referate für Behindertenhilfe an 

den Bezirkshauptmannschaften
• Fachabteilung 11A
 Tel.: 0316/877-3322
E-Mail: silvia.sturm-musits@stmk.gv.at 
www.soziales.steiermark.at 
• Anwalt für Menschen mit Behinde-

rung
 Mag. Siegfried Suppan
 Tel.: 0316/877-2745
 E-Mail: amb@stmk.gv.at 
www.behindertenanwalt.steiermark.at 
• Kostenloses Sozialtelefon 
 0800 / 20 10 10
(Quelle: Folder: Behindertengesetz in 
der Steiermark. Stand 2006. Hg.: Amt 
der Steiermärkischen Landesregierung. 
Fachabteilung 11 A – Sozialwesen. 
Druck mit freundlicher Genehmigung 
der Herausgeber.)
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BESCHAFFUNG UND FINANZIERUNG 
VON HEILBEHELFEN UND HILFSMITTELN

Wie unterscheiden sich Heilbe-
helfe und Hilfsmittel?
• Heilbehelfe (z.B. Bandagen, Bruch-

bänder etc.) dienen zur Heilung oder 
Linderung eines Krankheitszu-
standes.

• Hilfsmittel sind jene Behelfe die dafür 
geeignet sind, die Funktion fehlender 
oder unzulänglicher Körperteile zu 
übernehmen (z.B. Körperersatz-
stücke, Gehhilfen, Rollstühle etc.).

Heilbehelfe und Hilfsmittel werden bei 
der Krankenkasse beantragt. Sie müssen 
von einem Arzt verordnet werden. Bei 
tarifl ich nicht geregelten Produkten be-
nötigen Sie zusätzlich einen detaillierten 
Kostenvoranschlag mit allen anfallenden 
Kosten der Lieferfirma (Vertragspart-
ner).

Wie gehe ich vor?
• Aussuchen des geeigneten Hilfsmit-

tels mit Beratung [entweder in der 
Bunten Rampe (Hirtenkloster) oder 
in einem Spezialgeschäft].

• Detaillierten Kostenvoranschlag mit 
allen anfallenden Kosten einholen.

• Verordnungsschein vom Orthopä-
den ausstellen lassen.

• Ärztliche Stellungnahme des behan-
delnden Arztes (Neurologe, Univer-
sitätsklinik) zur Befürwortung bzw. 
Bestätigung der Notwendigkeit des 
beantragten Hilfsmittels.

• Ausführliches Ansuchen mit Be-
gründung der Notwendigkeit an die 
Krankenkasse.

Was zahlt die Krankenkasse?
• Bei Anerkennung als Heilbehelf einen 

satzungsmäßigen Höchstbetrag von: 
€ 411,00

• Bei Anerkennung als Hilfsmittel einen 
satzungsmäßigen Höchstbetrag von: 
€ 616,50

Vom Versicherten sind grundsätzlich 10% 
der Anschaffungskosten, mindestens 
jedoch ein Betrag von € 27,40 selbst zu 
tragen. Bei tariflich nicht geregelten 
Produkten, werden 75% der Kosten 
übernommen. Ein allfälliger Selbstbehalt 
bzw. der satzungsmäßige Höchstbetrag 
ist auch in diesem Fall zu berücksichti-
gen.
Für Behelfe, die als medizinische Maß-
nahme der Rehabilitation anzusehen 
sind, werden die Kosten in voller Höhe 
– also ohne Kostenbeteiligung durch den 
Anspruchsberechtigten – von der STGKK 
übernommen.

Was tue ich, wenn die Krankenkasse 
nicht alle Kosten übernimmt?
Für die Aufteilung der Restkosten 
können Anträge an folgende Stellen 
geschickt werden:
Ansuchen über die Gemeinde an:
• Bezirkshauptmannschaft oder Ma-

gistrat (Rechtsanspruch nach dem 
BHG)

• Unterstützungsfonds der GKK
• Pensionsversicherungsanstalt
• Bundessozialamt
• Licht ins Dunkel, Kramergasse 1, 

1010 Wien, Tel. 01 – 5338688
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• Service Clubs (Lions-, Round Table-, 
Rotary-, Kiwani-)

Diese Leistungen, auf die kein Rechts-
anspruch besteht, werden abhängig von 
der sozialen Situation zugemessen.
Wichtig: Jedem Antrag sollen die Ko-

pien vom Kostenvoranschlag und von 
der ärztlichen Stellungnahme beigelegt 
werden. Außerdem ist zu beachten, 
dass das Bundessozialamt nur dann 
einen Zuschuss leistet, wenn die Rech-
nung noch nicht bezahlt ist. Also, 
keine Vorauszahlung!!!
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Service der StGKK: Versorgungskoordination
Hilfe nach dem Spital
Information und Unterstützung für 
Patienten und Angehörige
Für Patienten und deren Familien 
können viele Fragen und Probleme 
auftreten, wenn die Entlassung aus 
dem Krankenhaus bevorsteht und die 
Versorgung und Pfl ege zuhause orga-
nisiert werden muss:
• Wie komme ich zu Heilbehelfen 

und Hilfsmitteln wie z. B. einem 
Rollstuhl?

• Wie läuft ein Antrag auf 
 Rehabilitation ab?
• Wo kann ich Pfl egegeld beantra-

gen?
• Wie stelle ich Kontakt zur Haus-

krankenpfl ege her?
Um bei diesen und auch vielen ande-
ren Fragen eine Unterstützung zu 
bieten, wurde durch die Steiermär-
kische Gebietskrankenkasse in Zusam-
menarbeit mit den Trägern der Sozial-
versicherung, der KAGes, der Ärzte-
kammer für Steiermark und allen 
Partnern im regionalen Gesundheits-
wesen mit der Versorgungskoordina-
tion eine Einrichtung geschaffen, die 
den Patienten im Krankenhaus und 
deren Angehörigen bei der Entlassung 
hilfreich zur Seite steht. Das Ziel ist, 
durch eine gut organisierte Versor-
gung den im Krankenhaus erzielten 
Behandlungserfolg auch zuhause 
nachhaltig sicherzustellen. 
Versorgungskoordinatoren sind Mit-
arbeiter der Sozialversicherung, kom-
men ins Krankenhaus und

• unterstützen Patienten und ihre 
Angehörigen beim Übergang vom 
Krankenhaus in den häuslichen 
Bereich

• informieren Patienten und Ange-
hörige über deren Leistungsan-
sprüche aus der Sozialversiche-
rung

• benachrichtigen im Anlassfall den 
Hausarzt über die bevorstehende 
Entlassung.

Die Aufgabenbereiche der Versor-
gungskoordination sind:

• Organisation benötigter Heilbehel-
fe und Hilfsmittel, wie z.B. Roll-
stühle, Gehhilfen etc.

• Beratung und Unterstützung in 
sozialversicherungsrechtlichen 
Belangen, wie z.B. Rezeptge-
bührenbefreiung, Pfl egegeld etc.

• Hilfestellung bei weiterer medizi-
nischer Betreuung, wie z.B. Rehab-
Maßnahmen etc.

• Kontaktaufnahme zu anderen Or-
ganisationen, wie z.B. Hauskran-
kenpfl ege, Heimhilfe, Pfl egeheim, 
Essen auf Rädern etc.

• Zusammenarbeit mit dem Haus-
arzt

Diese Serviceleistung kann von allen 
Patienten kostenlos in Anspruch ge-
nommen werden – unabhängig von der 
Versicherungszugehörigkeit.

(Quelle: http://www.stgkk.at )
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Mehr Geld für Studenten mit Behinderung

Neuer Sondertopf im 
Sozialfonds der ÖH 
geschaffen - Bis zu 4.000 Euro 
Unterstützung pro Jahr

Wien - Wissenschaftsministerium und 
Österreichische HochschülerInnen-
schaft (ÖH) haben die finanzielle 
Unterstützung für Studenten mit 
Behinderung ausgebaut. Mit Beginn 
2010 wurde ein neuer Sondertopf im 
Sozialfonds der ÖH geschaffen. Stu-
denten mit Behinderung können pro 
Studienjahr um bis zu 4.000 Euro 
Unterstützung ansuchen, so Wissen-
schaftsminister Johannes Hahn (ÖVP) 
in der Beantwortung einer parlamen-
tarischen Anfrage.

Nicht nur Sozial-Bedürftige 
haben Anspruch
Auch Studenten mit Behinderung, die 
nicht nachweislich sozial bedürftig 

sind, können gefördert werden, um 
ihre Mehrkosten beim Studium abzu-
decken. Sie müssen dafür die Absol-
vierung von zwei bis vier Lehrveran-
staltungen pro Semester nachweisen. 
Die Unterstützung wird unabhängig 
von Alter oder Berufstätigkeit ge-
währt, dadurch soll auch ein Studium 
im zweiten Bildungsweg unterstützt 
werden. Die Mittel werden ab 1. Juli, 
dem Start des Budgetjahrs der ÖH, 
ausgeschüttet. 
Der Sozialfonds der ÖH wurde ur-
sprünglich geschaffen, um Studenten 
in schwierigen Situationen eine ein-
malige Unterstützung zu geben. 
(APA)

( Q u e l l e :  h t t p : / / d e r s t a n d a r d .
at/1262209427415/Mehr-Geld-fuer-
Studenten-mit-Behinderung  vom 13. 
Januar 2010)
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Diakonie-Direktor Michael Chalupka über die Konjunkturpakete, den 
Mittelstand und ein Transferkonto

• Pflege-Legalisierung war „Mittel-
standsförderung“. 

• Spendenaufkommen bei Diakonie-
trotz Krise stabil.

„Wiener Zeitung“: Manager und Unter-
nehmer haben wegen der Krise ein besonders 
schwieriges Jahr hinter sich. Gilt für den 
Chef einer großen sozialen und karitativen 
Organisation Ähnliches? 

Michael Chalupka: Auf jeden Fall hat 
die Krise unseren Klienten das Leben 
noch schwerer gemacht hat. Wenn Leu-
te früher gekommen sind, um Hilfe bei 
der Finanzierung des Schulskikurses 
der Kinder zu erhalten, geht es nun um 
existenziellere Dinge: Heizen, Wohnen, 
Bedienung der Kredite.
Und obwohl die Krise vermutlich ir-
gendwann Mitte 2010 überwunden sein 
wird, wird genau dann der Höhepunkt 
der sozialen Krise zu verzeichnen sein, 
weil die Arbeitslosigkeit steigen wird 
viele Menschen dann bereits länger 
arbeitslos sein werden.

Aber eigentlich sollten die staatlichen sozi-
alen Netze diese Probleme doch weitgehend 
auffangen. 
Das wird leider nicht gelingen, weil die 
öffentlichen Budgets leer sind. Wir 

stellen in Ge-
sprächen mit 
den Bundes-
ländern fest, 
d a s s  P r o -
jekte, deren 
Finanzierung schon akkordiert war, auf 
Eis gelegt werden, weil die Landesräte 
wissen, dass ihre Budgets nächstes Jahr 
absolut desaströs sein werden. Das wird 
sich massiv auf soziale Unternehmen 
auswirken und damit auf die Men-
schen, für die wir arbeiten. Die soziale 
Krise wird ihren Höhepunkt erst errei-
chen. In profi torientierten Unternehmen 
hat man die Krise viel schneller gespürt, 
bei sozialen Unternehmen gibt es eine 
gewisse Verschiebung, weil die öffent-
lichen Hände, die unsere Leistungen 
und Projekte finanzieren, langsamer 
reagieren als der Markt.

Befürchten Sie nur die Verzögerung neuer 
Projekte oder rechnen Sie auch mit Kür-
zungen bei bestehenden Sozialleistungen? 
Wir haben es zum Teil schon erlebt. 
Heuer sind Ermessensausgaben der 
Bundeshaushalte um zehn Prozent ge-
kürzt worden. Das Wort Ermessensaus-
gaben klingt harmlos, aber davon sind 
viele wichtige kleinere Sozialprojekte 
betroffen, die noch keine Leistungsver-

„Die soziale Krise wird ihren Höhepunkt 
erst 2010 erreichen”
Von Stefan Janny

Chalupka: „Die soziale Krise 
wird ihren Höhepunkt erst er-
reichen.” Foto: Newald
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träge haben, sondern über Subventi-
onen fi nanziert werden. Und es gibt 
auch schleichende Kürzungen, wie wir 
sie über viele Jahre etwa beim Pfl ege-
geld erlebt haben, wo die Infl ation nicht 
abgegolten wurde.

Allerdings ist die Infl ation derzeit besonders 
niedrig und wird vermutlich noch längere 
Zeit niedrig bleiben. 
Das mag schon sein. Aber vor allem 
kommt es darauf an, ob es eine gesell-
schaftliche Übereinkunft gibt oder 
nicht. Ob man gerade dort, wo es die 
Leute besonders brauchen, kürzt oder 
nicht. Ich vermisse in Zusammenhang 
mit den Konjunkturpaketen eine Debat-
te darüber, dass man auch den Sektor 
der sozialen Dienstleistungen als Wirt-
schaftsmotor einsetzen könnte. Man hat 
bei den Konjunkturprogrammen viel-
fach noch sehr altmodisch und in den 
Kategorien alter Industrien gedacht. 
Dabei ist der Sozial- und Gesundheits-
bereich mit 13.000 zusätzlichen Jobs der 
einzige, in dem dieses Jahr Arbeitsplät-
ze geschaffen wurden.

Den enormen Bedarf an zusätzlichen 
Pfl egeleistungen und die Tatsache, dass 
dort gerade jetzt Jobs geschaffen wer-
den können, hat zuletzt sogar auch 
Bundeskanzler Werner Faymann aner-
kannt, als er einen Generationenfonds 
vorgeschlagen hat. Da wurde auch eine 
Summe genannt und gesagt, wie viele 
Jobs man damit schaffen kann.
Allerdings ist die Finanzierung dieses Ge-
nerationenfonds über die Spitalsreform und 
eine Transaktionssteuer noch eher fraglich. 

Es ist sicher so, dass es lange dauern 
wird, bis die von ihm genannten Fi-
nanzquellen fl ießen. Andererseits gibt 
es enorme Widerstände. Bedenken ha-
ben wir bei der Forderung, Geldlei-
stungen zu Sachleistungen im Pfl ege-
bereich umzuwandeln. Das Pfl egegeld 
in Sachleistungen umzuwandeln, hal-
ten wir nicht für den richtigen Weg, weil 
das Pflegegeld ein Erfolgsmodell ist 
und viel Autonomie ermöglicht.

Kritisch könnte man anmerken, dass das 
Pfl egegeld in Wahrheit eine staatliche Sub-
vention von Schwarzarbeit ist. 
Man kann zum Pfl egegeld einige kri-
tische Anmerkungen machen. Es wird 
beispielsweise kritisiert, dass Pfl egegeld 
gar nicht für Pfl ege verwendet würde. 
Unsere Erfahrungen und unabhängige 
Studien zeigen das allerdings nicht.

Aber viele osteuropäische Pfl egerinnen ar-
beiten hier unter rechtlich fragwürdigen 
Rahmenbedingungen. 
Da hat es ja jetzt eine Legalisierungs-
möglichkeit gegeben, die sich die Re-
gierung als Erfolg auf die Fahnen 
schreibt. Wobei hier bloß ein Problem 
für eine relativ kleine Menschengruppe 
gelöst wurde, die sich das auch leisten 
kann.

Sie meinen, davon profi tieren nur recht 
wohlhabende Familien? 
Das ist ganz klar eine Mittelstandsför-
derung, denn man braucht zumindest 
1500 Euro netto und eine Wohnmöglich-
keit für diese Pfl egerinnen. Diese Vo-
raussetzungen haben nicht viele. Daher 
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brauchen wir eine große Strukturreform 
im Pfl egebereich, eine Diversifi zierung 
des Angebots, fl ächendeckende Tages-
strukturen für ältere, pfl egebedürftige 
Menschen.
So eine Tagesstruktur ist günstiger als 
ein Pflegeheim, aber wenn sie nicht 
angeboten wird, muss man sich entwe-
der eine Pfl egerin ins Haus holen oder, 
wenn man sich das nicht leisten kann, 
die Eltern ins Pfl egeheim geben, obwohl 
sie noch gar keine 24-Stunden-Pfl ege 
brauchen.

Sie fordern analog zum Gratiskindergarten 
einen Gratisaltenhort? 
Ich würde das nicht so formulieren. 
Neben den beiden Lebensrisiken Krank-
heit und Arbeitslosigkeit, die von Kran-
ken- und Arbeitslosenversicherung 
abgedeckt werden, gibt es ein aufgrund 
der demografi schen Entwicklung stark 
zunehmendes drittes Risiko, nämlich 
pfl egebedürftig zu werden. Dieses muss 
genauso solidarisch abgesichert werden 
wie die anderen. Jetzt muss selbst bei 
Menschen, die sich ihr Leben lang dem 
Mittelstand zugehörig gefühlt haben, 
oft die Sozialhilfe einspringen, die nie 
den Zweck hatte, langfristige Pfl ege zu 
fi nanzieren. Das muss über ein anderes 
Instrument geschehen und wäre über 
den von uns vorgeschlagenen Pfl ege-
fonds sinnvoller.

Ab welchem Einkommen gehört man zum 
Mittelstand? 
Wenn man Politiker reden hört, hat man 
den Eindruck, dass man erst ab einem 
Monatseinkommen von 6000 oder 7000 

Euro, was etwa den Abgeordnetenein-
kommen entspricht, zum Mittelstand 
gehört. Tatsächlich beträgt das mittlere 
Einkommen in Österreich rund 2000 
Euro brutto. Für mich ist der Mittel-
stand dort, wo die mittleren Einkom-
men sind. Das heißt, wir reden von 
Einkommen, die keine großen Sprünge 
erlauben.

Ist die ÖVP-Forderung nach einem Trans-
ferkontos aus Sicht einer Organisation wie 
der Diakonie zynisch, oder können Sie 
dieser Idee positive Aspekte abgewinnen? 
Es ist nicht nur zynisch, aber der Vor-
schlag hat einen bestimmten Zweck 
verfolgt: nämlich, die Debatte über 
Vermögenssteuern, über die Verteilung 
zwischen wirklich Reich und Arm auf 
einen Diskurs über die Verteilung zwi-
schen besser situiertem und unterem 
Mittelstand zu verlagern. Der andere 
Aspekt ist, dass man sich mit dem 
Transferkonto die Verwaltungsreform 
nicht ersparen wird. Es ist erstaunlich, 
dass das Finanzministerium nach einem 
Transferkonto ruft, obwohl es eigentlich 
den besten Überblick über sämtliche 
Leistungen haben sollte.

Stört es Sie, dass Organisationen wie Dia-
konie oder Caritas im politischen Spektrum 
eher links der Mitte eingeordnet werden? 
Wenn ich unseren politischen Standort 
definieren müsste, dann stehen wir 
dort, wo Menschen soziale Probleme 
haben – ob das links oder in der Mitte 
oder rechts ist, weiß ich nicht.

Von Reichen mehr Geld zu fordern, um es den 
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Armen oder Ärmeren geben zu können .. . 
... ist eine Grundhaltung, die dem Chri-
stentum seit 2000 Jahren innewohnt.

... und normalerweise eher dem linken als 
dem rechten politischen Spektrum zugeord-
net wird. 
Da würde ich es mit Kardinal König 
halten: Wie sich die politischen Parteien 
zur Grundbotschaft des Evangeliums 
verhalten, ist ihre Sache und nicht un-
sere. Bei den 6000 Mitarbeitern der Di-
akonie gibt es wahrscheinlich sehr viele 
unterschiedliche politische Haltungen. 
Wichtig ist uns, Unabhängigkeit gegen-
über allen politischen Parteien zu be-
wahren.

Wie hat sich das Spendenaufkommen 2009 
entwickelt? 
Aufgrund der Krise haben wir Einbrü-
che erwartet, andererseits haben wir 
uns aufgrund der Spendenabsetzbar-
keit einen positiven Effekt erhofft. Tat-
sächlich sind die Spenden ziemlich 
gleich geblieben. Man muss vorsichtig 
sein, das Ergebnis zu interpretieren, 
aber vielleicht hat der eine Effekt den 
anderen aufgefangen. Ich bin froh, dass 
wir so treue Spender haben, die die 
Qualität unserer Arbeit schätzen. Sehr 
zurückhaltend mit Spenden und Spon-
soring sind derzeit die Unternehmen, 
wobei es auch Ausnahmen gibt.

Wie viel Prozent der Gesamteinnahmen 
erwirtschaftet die Diakonie über Spen-
den? 
Insgesamt an die fünf Prozent. Im 
Flüchtlingsbereich sind es über 30 Pro-

zent, und im Bereich der Auslandshilfe 
und der Entwicklungszusammenarbeit 
sind es mehr als die Hälfte.

Wenn jemand zu Weihnachten ein konkretes 
Sozialprojekt mit einer Spende unterstützen 
möchte, wem soll er sein Geld zukommen 
lassen? 
Er sollte sich genau anschauen, was für 
ihn selber passt, ob es präzise Abrech-
nungen gibt und ob die Organisation 
ein Spenden-Gütesiegel hat.

Zur Person

Michael Chalupka wurde 1960 in Graz 
geboren und studierte in Wien sowie 
Zürich evangelische Theologie. Danach 
absolvierte er eine Managementausbil-
dung für Non-Profi t-Organisationen.
Nach einem zweijährigen Studienauf-
enthalt am Centro Ecumenico d’Agape 
im Piemont als evangelischer Pfarrer 
war er drei Jahre als Leiter des Schul-
amtes der Evangelischen Superinten-
denz Steiermark tätig.
1994 wurde Chalupka erstmals zum 
Direktor der Diakonie Österreich, dem 
Sozialwerk der evangelischen Kirchen 
in Österreich, gewählt und befi ndet sich 
mittlerweile in dieser Funktion in seiner 
dritten Amtsperiode.

Wiener Zeitung
Printausgabe vom Mittwoch, 23. 
Dezember 2009
Online seit: Dienstag, 22. Dezember 
2009 16:57:09

(Quelle: http://www.wienerzeitung.at )
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Erwin Buchinger ist neuer Behindertenanwalt
Einige Stellungnahmen:
BIZEPS: „Mit der Bestellung von Erwin 
Buchinger setzt sein Parteifreund 
Hundstorfer die unappetitliche Tradi-
tion der Vetternwirtschaft bei der Be-
stellung der Behindertenanwaltschaft 
im Sozialministerium fort“, protestiert 
das Behindertenberatungszentrum 
BIZEPS gegen die heute bekannt ge-
wordenen Entscheidung. ( ... )
„Dem Sozialminister ist die Versorgung 
eines Parteifreundes wichtiger als die 
Bestellung eines qualifi zierten direkt 
Betroffenen als Behindertenanwalt“, 
sagt BIZEPS und weist darauf hin, dass 
es genügend kompetente behinderte 
Bewerberinnen und Bewerber gegeben 
habe.
Statt die Behindertenanwaltschaft end-
lich zu reformieren, wie es im Regie-
rungsübereinkommen schon zwei Mal 
(!) festgeschrieben wurde, setzt der 
Sozialminister mit der heute bekannt 
gewordenen Bestellung die Entwer-
tung dieser entbehrlichen Stelle fort.
Die behinderten Menschen betrachten 
das Vorgehen des Sozialministers als 
einen Affront und als einen Ausdruck 
des Desinteresses für ihre Anliegen. 
(Quelle: BIZEPS vom 16. Dezember 
2009 )
ÖVP-Abg. Dr. Martin Bartenstein: „Es 
ist traurig, dass Sozialminister Hund-
storfer nicht die Größe hatte, mit Franz-
Joseph Huainigg einen persönlich Be-
troffenen zu bestellen, der sich seit 
langem überzeugender als jeder ande-
re für die Rechte und Anliegen von 

Menschen mit besonderen Bedürfnis-
sen einsetzt. Diese Entscheidung hat 
keinen sachlichen Grund, einmal mehr 
war die Parteifarbe wichtiger als die 
Expertise. Ein Ex-Minister der eigenen 
Farbe wird dem unbestrittenen Fach-
mann vorgezogen, der den Fehler 
hatte, einmal ein Mandat für eine an-
dere Partei ausgeübt zu haben“.
(Quelle: BIZEPS vom 16. Dezember 
2009)
ÖVP-Behindertensprecher Dr. Franz-
Joseph Huainigg: „Ein völlig falsches 
Signal an Wirtschaft und Gesellschaft 
stellt die neue Bestellung des Behinder-
tenanwaltes durch Sozialminister 
Hundstorfer dar.“ ( ... ) „Wie will der 
Arbeitsminister einem Unternehmen 
glaubhaft machen, behinderte Men-
schen einzustellen, wenn nicht einmal 
er einen behinderten Menschen zum 
Behindertenanwalt macht. ( ... ) Für 
viele Menschen mit Behinderung ist 
dies ernüchternd und zeigt, wie ernst 
es die Politik mit der Gleichstellung 
meint.“
(Quelle: BIZEPS vom 16. Dezember 
2009)
SLIÖ: In der Endrunde waren noch vier 
Personen, drei Menschen mit Behinde-
rung und ein Ex-Minister. Laut der 
entsprechenden Rechtsnorm im Bun-
desbehindertengesetz ist „Bei gleicher 
sonstiger Eignung einem Menschen mit 
Behinderung bei der Bestellung der 
Vorzug zu geben.“ Selbstbestimmt-
Leben-Österreich stellt sich nun die 
Frage, wie dann ausgerechnet der Ex-
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Minister ausgewählt werden kann? 
Seit Jahren drückt die internationale 
Selbstbestimmt Leben Bewegung mit 
dem Motto „Nichts über uns ohne 
uns!“ aus, dass ein Schlüssel zur Been-
digung von Diskriminierung behinder-
ter Menschen ist, sie als ExpertInnen in 
eigener Sache selbst zu Wort kommen 
zu lassen. 
Minister Buchinger hat als Erstunter-
zeichner für die Republik Österreich 
die UN-Behindertenkonvention unter-
fertigt, welche sich sehr stark an den 
Grundsätzen von Selbstvertretung und 
Nicht-Diskriminierung orientiert. Wür-
de er diese ernst nehmen, hätte er sich 
gar nicht für den Behindertenanwalt 
bewerben dürfen. 
(Quelle: BIZEPS vom 16. Dezember 
2009)
ÖZIV: „Mit der Bestellung von Erwin 
Buchinger zum Behindertenanwalt ist 
sicher keine Fehlbesetzung passiert“, 
gibt sich Klaus Voget, Präsident des 
ÖZIV gelassen.
Die Proteste anlässlich der Bekanntga-
be dieser Bestellung sind nicht überra-
schend, es ist jedoch sehr schade, dass 
dabei die positiven Seiten völlig ausge-
blendet werden. 
Buchinger verfügt nicht nur über eine 
ausgezeichnete Qualifi kation, er hat 
nicht zuletzt als Vater eines behinderten 
Sohnes auch schon viele persönliche 
Erfahrungen im Behindertenbereich 
gemacht. Und er verfügt über ausge-
zeichnete Kontakte, die für diese Posi-
tion ganz besonders wichtig sind.
(Quelle: BIZEPS vom 17. Dezember 
2009)

Lieber Herr 
Sozialminister Hundstorfer!
Nach der Wahl des neuen Behinderten-
anwaltes, welche auf Herrn Erwin 
Buchinger fi el, möchte ich wie folgt ein 
paar Worte an Sie richten:
Ohne Herrn Buchinger seine Kompe-
tenzen abstreitig zu machen, stellt sich 
für mich ob dieser Entscheidung eine 
wichtige Frage: „Nach welchen Krite-
rien ist diese Auswahl wohl erfolgt?“ 
Ich spreche nun ganz offen und formu-
liere die Frage ein wenig anders: „Wes-
halb ist keiner seiner Mitstreiter mit 
Behinderung gewählt worden?“
Aus eigener Erfahrung weiß ich - und 
dies habe ich auch im Vorfeld kundge-
tan - dass man als selbst Betroffener, die 
Anliegen und Sorgen von Menschen 
mit Behinderung oft besser verstehen 
und einschätzen kann.
Nachdem ich also davon ausgehe, dass 
alle Kandidaten der engeren Auswahl 
für das Amt des Behindertenanwaltes 
geeignet gewesen wären, möchte ich 
zum Ausdruck geben, wie tief ich da-
von enttäuscht bin, dass Menschen mit 
Behinderung abermals hinten angereiht 
wurden.
Als Obfrau der Vereine RollOn Tirol 
und Salzburg sowie als Delegierte im 
Österreichischen Wirtschaftsparlament, 
teile ich Ihnen nicht nur meine Empfi n-
dung zu dieser Entscheidung mit, 
sondern spreche stellvertretend für 
meine behinderten Freunde in Tirol 
und Salzburg sowie für die behinderten 
UnternehmerInnen in ganz Österrei-
ch.
Kritisch betrachtet, erweckt diese Ent-
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scheidung den Anschein, als wären 
Menschen mit Behinderung in leiten-
den Positionen nicht erwünscht. Diese 
Ansichtsweise stimmt Betroffene in 
ganz Österreich sehr nachdenklich und 
traurig.
Ich hoffe letztendlich, dass meine 
Worte, welche an der getroffenen Ent-
scheidung wohl nichts mehr ändern 
werden, in der Zukunft zu einem Um-

denken beitragen können.
Mit den besten Grüßen aus Tirol Ihre 
Marianne Hengl

Diesen Offenen Brief hat Marianne Hengl 
am 17. Dezember 2009 an Bundesminister 
Hundstorfer geschrieben. 

(Quelle: BIZEPS vom 17. Dezember 
2009)



musculus –  März 201020

Autsch, die Betondecke!

Ex-Minister Erwin Buchinger wurde 
als Behindertenanwalt eingesetzt. 
Wieso der einzige nicht behinderte 
Kandidat? (Dieser Kommentar ist in der 
Presse erschienen)
Mittwochvormittag, ich bin in einer 
Sitzung, mein Handy will nicht aufhö-
ren zu vibrieren. Meine Assistentin liest 
mir das erste SMS vor: „Der Behinder-
tenanwalt wurde eingesetzt, du bist es 
nicht!“ Die weiteren Nachrichten lese 
ich nicht. Ich bin wie gelähmt, was kei-
ner merkt, da ich ohnehin gelähmt bin. 
Nach dem ersten Schock macht sich 
Enttäuschung in mir breit. Minderwer-
tigkeitsgefühle und Resignation. Mir 
dröhnt der Kopf, als wäre ich gegen eine 
Betondecke geprallt, die es bei Karrieren 
behinderter Menschen ganz offenkun-
dig gibt. 
Ähnlich ist es wohl auch den anderen 
Bewerbern zur öffentlich ausgeschrie-
benen Stelle eines „Behindertenan-
waltes“ im Sozialministerium ergangen. 
Behinderte Menschen machen bei Be-
rufsaufstiegen oft analoge Erfahrungen 
wie Frauen, die gegen eine unsichtbare 
gläserne Decke prallen. Bei behinderten 
Menschen ist diese Decke stählern und 
sichtbar und konnte bisher nur von 
wenigen überwunden werden.
Das Behindertengleichstellungsgesetz 
sieht Schlichtungsverfahren bei Diskri-
minierungen vor. Von den insgesamt 603 
Schlichtungsverfahren in den Jahren 
von 2006 bis 2009 gab es über 50 Prozent 
zum Arbeitsbereich: Benachteiligungen 
bei Bewerbungen, bei der Beförderung, 
bei Schulungsmaßnahmen und Mob-

bing. Ein Alarmzeichen, das mir nun auf 
drastische Weise vor Augen geführt 
wurde.
Intransparentes Verfahren
Die Besetzung des Behindertenanwaltes 
ist in §13d des Bundesbehindertenge-
setzes klar festgeschrieben: „Bei gleicher 
sonstiger Eignung ist einem Menschen 
mit Behinderung bei der Bestellung der 
Vorzug zu geben.“ Schon im Spätsom-
mer tauchten Gerüchte auf: Erwin Bu-
chinger soll es werden. Bewerbungen 
wären sinnlos. Interessierten behinder-
ten Menschen wurde so und in persön-
lichen Gesprächen von einer Bewerbung 
abgeraten. Trotzdem gab es 13 Bewerber. 
An und für sich obliegt es dem Sozial-
minister, freihändig daraus eine Nomi-
nierung vorzunehmen.
Der Minister machte jedoch einen Schritt 
nach vorne und rief ein Hearing aus, zu 
dem vier Kandidaten eingeladen wur-
den. Doch wie transparent war dieses 
Auswahlverfahren? Neben mir waren 
zum Hearing auch der Präsident des 
Blindenverbandes, der rollstuhlfahren-
de Behindertenbeauftragte der ÖBB und 
Ex-Minister Erwin Buchinger eingela-
den. An qualifizierten behinderten 
Kandidaten hat es sichtlich nicht gefehlt. 
Doch ausgerechnet der selbst nicht be-
hinderte Kandidat wurde von der Kom-
mission ausgewählt und vom Sozialmi-
nister mit der Funktion betraut.
Das Hearing war nicht öffentlich, wie 
sonst bei Bundesausschreibungen üb-
lich. Die Kommission bestand aus drei 
Mitgliedern: zwei weisungsgebundenen 
Sektionschefs des BMASK und einem 
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hochrangigen Vertreter der ÖAR. Die 
ÖAR lebt als Behindertendachverband 
überwiegend von Förderungen des 
Sozialministeriums. Eine unabhängige 
Entscheidung war daher schon vorab 
infrage gestellt, noch dazu, da die Wün-
sche des Ministers bekannt waren. Die 
Entscheidung fi el einstimmig.
Nichts für uns ohne uns
Es ist vor allem verwunderlich, dass die 
ÖAR dieser Reihung zustimmte, ange-
sichts der vielen qualifi zierten behinder-
ten Bewerber. Gilt doch das Motto der 
Behindertenbewegung: „Nichts für uns 
ohne uns“, das mit dieser Entscheidung 
mit Füßen getreten wurde. Gleichzeitig 
ist die Entscheidung auch ein Verstoß 
gegen die von der ÖAR betriebene Um-
setzung der UN-Konvention für die 
Rechte behinderter Menschen, welche 
in Artikel 27 eine Chancengleichheit, die 
unmittelbare Partizipation von behin-
derten Menschen und gleichberechtigte 
Teilhabe bei Arbeit und Beschäftigung 
vorsieht.
Eines ist festzuhalten
Die Kritik geht nicht gegen Ex-Minister 
Erwin Buchinger als Person. Er ist bei 
Behindertenanliegen sicherlich enga-
giert und als Vater eines behinderten 
Sohnes mit dem Thema vertraut. Das 
Behinderteneinstellungsgesetz sieht je-
doch klar und zu Recht vor, dass selbst 
behinderte Menschen bevorzugt mit 
dieser Stelle betraut werden sollen. 
Dies auch, da behinderte Menschen 
generell wenig Karrierechancen haben 
und eine Selbstvertretung weitaus au-
thentischer ist. Das hat sich auch bei 
meiner Tätigkeit als Abgeordneter zum 
Nationalrat gezeigt. Viele Gesetzesiniti-

ativen, wie das Behindertengleichstel-
lungsgesetz, die Anerkennung der Ge-
bärdensprache und die Schaffung von 
Berufszugängen (z. B. blinder Richter) 
schienen zuvor unmöglich.
Die Symbolwirkung der Bestellung 
durch Bundesminister Hundstorfer ist 
fatal. Wie will der Arbeitsminister Un-
ternehmen davon überzeugen, behin-
derte Menschen einzustellen, wenn 
nicht einmal er einen behinderten Men-
schen zum Behindertenanwalt macht? 
Für viele Menschen mit Behinderung ist 
dies ernüchternd und zeigt, wie ernst es 
die SPÖ-Politik mit der Gleichstellung 
meint. Obwohl die SPÖ die größte Par-
tei im Parlament ist, hatte sie noch kei-
nen selbst betroffenen Behindertenver-
treter. Auch bei dieser Bestellung mut-
maßen viele Parteibuchwirtschaft, Ver-
sorgungsposten, Vetternwirtschaft. 
Tatsächlich hörte man nur merkwürdige 
Argumente für die Nominierung Erwin 
Buchingers, wie „billige Bestellung, da 
Buchinger schon im BMASK beschäftigt 
ist“ oder „er ist auch qualifi ziert“. Die 
scheinbar bessere Qualifi zierung soll 
nun im Rahmen des Gleichstellungsge-
setzes geklärt werden. Ich habe ein 
Schlichtungsverfahren beantragt. 

Franz-Joseph Huainigg

(Quelle: BIZEPS vom 29. Dezember 
2009)

Nachtrag: Am 25. Januar 2010 meldete 
der Standard, dass Franz-Joseph Huai-
nigg Beatrix Karls Mandat übernehmen 
und wieder in den Nationalrat einziehen 
wird.
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Nachrufe
Gleich zu Beginn dieses Jahres mussten 
wir uns von zweien unserer Mitglieder 
verabschieden. Beide waren an ALS 
erkrankt, und beide haben ihr Schicksal 
mit großer Geduld und unerschütter-
lichem Lebensmut ertragen:

MAX SEEBACHER
geb. 6. März 1936
gest. 15. Jänner 2010

Max Seebacher 
s tammt aus 
Lavamünd in 
Kärnten. Sein 
Vater war Zoll-
beamter, die 
Mutter Haus-
frau. Er wuchs 
m i t  11  G e -
schwistern auf. 

Der Beruf des Vaters brachte es mit sich, 
dass die Familie öfters übersiedeln mus-
ste. Max besuchte die Volksschule in 
Ferlach, die Hauptschule in Maria Elend 
in St.Jakob im Rosental.
Nach der Hauptschule machte er eine 
Tischlerlehre in Rosenbach. Als er 17 
Jahre alt war, starb seine Mutter.
Nach der Lehre verdiente er sein Geld 
beim Bau des Karawankentunnels und 
später auf vielen wechselnden Baustel-
len. In Hiefl au beim Bau des Wasser-
kraftwerkes lernte er 1960 seine erste 
Frau kennen. Sie heirateten, ließen sich 
in Großreifling nieder und bekamen 
zwei Söhne. 1976 begannen sie ein eige-
nes Haus zu bauen. Max Seebacher war 
sehr tüchtig in seinem Beruf als Spreng-

meister und Oberpolier. Er arbeitete auf 
Baustellen in der Türkei, Afrika, Iran, 
Polen und anderen Ländern und hatte 
im Nu sein Haus schuldenfrei.
Im Jahre 1986 starb seine Frau mit nur 
45 Jahren; das war ein großer Schicksals-
schlag für ihn und seine beiden Söhne. 
Er heiratete wieder und wurde 1989 
selber krank. Die Diagnose ALS (Amy-
otrophe Lateralsklerose) führte ihn und 
seine treue Begleiterin Josefi ne zur neu-
gegründeten Selbsthilfegruppe für 
Muskelkranke. Seit über 20 Jahren sind 
sie Mitglied und haben die Entwicklung 
der SGM hautnah miterlebt. Das Foto 
zeigt Herrn Seebacher im Juni 2007 beim 
Sommerfest im Gansrieglhof. Wir wer-
den ihn vermissen.

HELMUT DAIMER
geb. 3. März 1935
gest. 4. Februar 2010

Helmut Dai-
mer, in Graz 
geboren und 
aufgewachsen, 
machte seine 
L e h r e  z u m 
Kaufmann im 
elterlichen Be-
trieb, den er 
d a n n  a u c h 

vom Vater übernahm und weiterführte. 
Er heiratete 1962 und wurde Vater zwei-
er Kinder. Sein berufl iches Engagement 
zeigte er als Obmann des Bundes Stei-
rischer Kaufl eute und als Lehrlingsprü-
fer. 1991 ist er in den wohlverdienten 
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Ruhestand getreten. Seine Familie er-
weiterte sich um 4 Enkelkinder.
Da traf ihn im September 2007 mit der 
Diagnose ALS der Schicksalsschlag, der 
sein weiteres Leben bestimmen sollte. 
Obwohl er wusste, was mit dieser 
Krankheit auf ihn und seine Familie 
zukommen würde, verlor er nie seinen 
Mut, nahm stets Anteil am Familienle-
ben und interessierte sich für alles. Er 
wurde Mitglied in der SGM und nahm, 
so oft er es möglich machen konnte, an 
den Treffen der Selbsthilfegruppe teil.
Seine Krankheit nahm einen raschen 
Verlauf; er war bald auf den Rollstuhl 
angewiesen. Immer wieder ersann er 
Konstruktionen, die ihm seine Mobilität 
erhalten sollten, und bis zuletzt ließ er 
sich zweimal in der Woche mit der Ret-
tung ins Tageshospiz führen, um an 
Therapien teilzunehmen.
Es war ihm noch vergönnt, mit seiner 
Frau Anna Maria und seinem Sohn 
Wolfgang an einer wunderschönen 

Mittelmeerkreuzfahrt teilzunehmen 
und eine Wallfahrt nach Lourdes zu 
machen.
Doch die Lähmung schritt rasch voran. 
Schließlich konnte er auch nicht mehr 
sitzen und musste einen Liegerollstuhl 
benutzen. „Die schwere Zeit mit ihm 
war trotzdem schön“, sagt sein Sohn 
Wolfgang, der zusammen mit seiner 
Mutter die Hauptlast der Pfl ege getra-
gen hat, „weil wir alle beisammen wa-
ren. Und auch er sagte immer wieder: 
Es ist schön, bei euch zu sein. Wenn es 
seine Krankheit erlaubte, fuhren wir mit 
dem Rollstuhl in die Stadtpfarrkirche 
zur Messe, auf die er sich schon die 
ganze Woche freute. Nach kurzem Spi-
talsaufenthalt ist er im Schlaf von uns 
gegangen.“
Trotz des dramatischen Verlaufs seiner 
Krankheit hat uns sein Tod überrascht, 
und es ist noch nicht fassbar, dass er nie 
mehr zu einem Treffen kommen wird.

Red.

Grazer Forscher identifizieren ein Gen, dessen Mutationen zu erblichen 
Polyneuropathien führen

• Neurogenetische Erkrankung führt  
zu Rückbildung der Muskulatur. 

 •Häufi ges Leiden betrifft ungefähr 
einen Menschen auf 100.000 Ein-
wohner.

Graz. Polyneuropathien sind Erkran-
kungen der peripheren Nerven, die zu 
erheblichen Gehproblemen und fein-

Neue Behandlungsansätze in Sicht

Ein Gen und zahlreiche Mutationen beeinfl ussen 
Nervenzellen wie diese.Foto: Archiv
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motorischen Störungen in den Händen 
führen. Häufi ge Ursachen sind Diabe-
tes, Alkoholmissbrauch, Gifte oder 
Infektionen. In vielen Fällen bleibt die 
Ätiologie aber unklar. In den letzten 
Jahren kristallisierte sich allerdings 
immer mehr heraus, dass Polyneuro-
pathien weitaus häufi ger als bisher 
angenommen familiär gehäuft auftre-
ten und vererbt werden.

Im Rahmen eines vom FWF (Fonds zur 
Förderung der wissenschaftlichen 
Forschung) und der Oesterreichischen 
Nationalbank geförderten Projekts 
konnte nun ein Wissenschafterteam 
unter der Leitung von Univ.-Prof. Mi-
chaela Auer-Grumbach, Institut für 
Humangenetik und Klinische Abtei-
lung für Endokrinologie und Nukle-
armedizin der Med Uni Graz, und Dr. 
Christian Gülly, Zentrum für Medizi-
nische Grundlagenforschung, ein 
neues Gen und seine Mutationen iden-
tifi zieren, das für die Entstehung be-
stimmter Formen erblicher Polyneu-
ropathien verantwortlich sind.

Hereditäre Polyneuropathien – nach 
drei Neurologen auch als Charcot-
Marie-Tooth-Syndrom (CMT-Syn-
drom) bezeichnet, welche die Sympto-
matik Ende des 19. Jahrhunderts 
erstmals beschrieben – sind mit einer 
Prävalenz von 1 pro 2500 Einwohner 
die häufi gste neurogenetische Erkran-
kung. Charakteristisch ist eine zuneh-
mende Schwäche von Händen und 

Füßen, die sich auch auf Arme und 
Beine ausbreiten kann. Die Nervener-
krankung hat zur Folge, dass die Mus-
kulatur nicht mehr genügend Impulse 
bekommt und sich zurückbildet.
Diverse Verlaufsformen
Die Beschwerden beginnen meist im 
Kindesalter und können sehr unter-
schiedlich ausgeprägt sein. Auch in-
nerhalb betroffener Familien werden 
oftmals leichte und schwere Verlaufs-
formen nebeneinander beobachtet. Da 
Fußdeformationen zu den ersten Auf-
fälligkeiten gehören, suchen viele El-
tern anfänglich einen Orthopäden auf. 
Mit dem Fortschreiten der Erkrankung 
treten dann oft erhebliche Gangstö-
rungen und feinmotorische Probleme 
kommen hinzu.

Die Erforschung der genetischen Ur-
sachen des CMT-Syndroms begann in 
den 1980er Jahren. Dabei zeigte sich 
bald, dass es eine Vielzahl von Muta-
tionen gibt, die das klinische Bild einer 
erblichen Polyneuropathie hervorru-
fen können. Diese genetischen Stö-
rungen sind über das ganze Genom 
verteilt und folgen unterschiedlichen 
Erbgängen.

Viele Mutationen
Trotz der Fortschritte in der Genana-
lytik haben aber viele Patienten in 
Österreich bis heute keine eindeutige 
Diagnose. Es ist außerdem davon aus-
zugehen, dass die Dunkelziffer bei 
erblichen Polyneuropathien nach wie 
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vor recht hoch ist. Mit der Entdeckung 
eines neuen CMT-Gens lieferten die 
Grazer Forscher und ihre nationalen 
und internationalen Kooperations-
partner nun einen wesentlichen Bei-
trag zur weiteren Erforschung der 
molekularen Mechanismen erblicher 
Polyneuropathien.

Univ.-Prof. Auer-Grumbach und ihr 
Team identifi zierten in einer österrei-
chischen Familie mit zehn betroffenen 
Personen eine Mutation des TRPV4-
Gens, das auf dem langen Arm des 
Chromosoms 12 lokalisiert ist. Dieses 
Gen kodiert für ein Kalzium-Ionenka-
nalprotein. Aufgabe dieses Proteins ist 
unter anderem die Regulation des 
zellulären Kalziumgleichgewichts als 
Antwort auf eine Vielzahl äußerer 
Reize wie zum Beispiel Mechanosti-
mulation/Druck oder Wärme.

In Zusammenarbeit mit den Core Fa-
cilities des Zentrums für Medizinische 
Forschung der Med Uni Graz und der 
ebenfalls am ZMF ansässigen Arbeits-
gruppe von Univ.-Prof. Andrea Ol-
schewski gelang es nicht nur, die neue 
Genmutation zu identifi zieren, son-
dern auch die funktionellen Auswir-
kungen auf Proteinebene zu charakte-
risieren.

Bedeutende Arbeit
Die Forscher untersuchten außerdem 
vier weitere Familien mit ähnlicher 
klinischer Symptomatik und ent-

deckten dabei zwei weitere neue Mu-
tationen des TRPV4-Gens, die alle zu 
Änderungen in einer für die korrekte 
Strukturausbildung essentiellen Do-
mäne des TRPV4 Kanals führen.

„Aus diesem Wissen ergeben sich neue 
Ansätze, um zukünftig eine wirkungs-
volle Therapie für Menschen mit die-
ser Erkrankung zu entwickeln“, hebt 
Auer-Grumbach die Bedeutung der 
Arbeit hervor, die auch international 
auf viel Beachtung stößt und im re-
nommierten Fachjournal „Nature 
Genetics“ publiziert wurde.

Gewissheit
Neben der Aussicht auf neue Behand-
lungsansätze bedeuten die neuen Er-
kenntnisse für die betroffenen Pati-
enten, dass sie nun nach oft jahrelanger 
Ungewissheit eine verbindliche Dia-
gnose erhalten. Zudem hilft dieses 
Wissen bei der besseren Abschätzung 
des Krankheitsverlaufs und des Wei-
tervererbungsrisikos und damit auch 
bei der besseren Bewältigung der Er-
krankung.

Wiener Zeitung
Printausgabe vom Mittwoch, 13. 
Jänner 2010
Online seit: Dienstag, 12. Jänner 2010 
16:27:26

(Quelle: http://www.wienerzeitung.at)
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Die Geburt eines behinderten Kindes kann 
kein Schaden sein

ÖVP-Behindertensprecher 
fordert gesetzliche Lösung mit 
Weitblick

„Was für eine Gesellschaft wollen 
wir?“, diese Frage stellte ÖVP-Abg. Dr. 
Franz-Joseph Huainigg am 29. Jänner 
2010, dem ersten Tag seiner Rückkehr 
ins Parlament. Konkret thematisierte er 
die umstrittenen OGH-Urteile der ver-
gangenen Jahre, die mit ihrer unter-
schiedlichen Wertung von behindertem 
und nicht-behindertem Leben für Auf-
regung gesorgt haben. In einem Fall 
wurde den Eltern eines ungewollten 
Kindes, das mit Behinderung zur Welt 
kam, sogar Schadenersatz auf dessen 
gesamte Existenz zugesprochen.
„Dies hat bedeutende Folgen für die 
Pränataldiagnostik: Viele Ärzte raten 
schon bei geringem Verdacht auf Be-
hinderung zu einer Abtreibung, Eltern 
stehen dadurch immer mehr unter 
Druck. Eltern, die die Geburt des be-
hinderten Kindes nicht als Schadensfall 
sehen, werden fi nanziell benachteiligt“, 
erläutert Huainigg die Folgen der der-
zeitigen Gesetzeslage und fordert eine 
rasche legistische Lösung: „Im aktu-
ellen Regierungsprogramm wurde 
festgeschrieben, dass die Geburt eines 
behinderten Kindes keinen Schadens-
fall darstellen kann. An der juristischen 
Umsetzung dieses Bekenntnisses 
sollten wir nun zügig arbeiten.“ 
Huainigg begrüßt in diesem Zusam-

menhang die Ankündigung von Justiz-
ministerin Claudia Bandion-Ortner, im 
März eine Veranstaltung mit Experten 
zu eben diesem Thema abzuhalten.
Konkret fordert der ÖVP-Sprecher für 
Menschen mit Behinderungen eine 
Änderung im Schadenersatzrecht so-
wie ergänzende Unterstützungsmaß-
nahmen für Betroffene. 
„Oft wird argumentiert, dass eine Än-
derung im Schadenersatzrecht zum 
Nachteil von Eltern behinderter Kinder 
wird, da sie im Moment immerhin hohe 
Geldsummen zugesprochen bekom-
men. Dieser Meinung steht gegenüber, 
dass die derzeitige Rechtslage jene El-
tern dazu zwingt, die Geburt ihres be-
hinderten Kindes als „Schadensfall“ 
einzuklagen. Zudem haben Eltern, bei 
deren Kindern später eine Behinderung 
auftritt, keinerlei Anspruch auf Ent-
schädigungsleistungen, was zu einer 
Ungleichbehandlung führt“, sagt Huai-
nigg und ergänzt: „Eine Änderung im 
österreichischen Schadenersatzrecht ist 
behutsam vorzunehmen, da Schaden-
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ersatzansprüche die ärztliche Sorgfalts-
pfl icht bewahren.“
Eine Lösung kann jedoch nicht nur in 
einer Änderung des Schadenersatz-
rechtes liegen. „Die Förderungen und 
Unterstützungen von behinderten 
Kindern müssen gleichzeitig erweitert 
werden. Er gibt schon jetzt Förde-
rungen von öffentlicher Seite für behin-
derte Kinder, wie etwas das Pfl egegeld 
ab der Geburt, erhöhte Familienbeihil-
fe oder Frühförderung. Diese Unter-
stützungsmaßnahmen sollen ausgebaut 
werden“, sagt Huainigg, hält jedoch 
fest: „Das Ausmaß der derzeitigen 

Förderungen rechtfertigt aber schon 
jetzt keinesfalls die Abtreibung eines 
behinderten Kindes.“
Im Dezember 2009 hat Huainigg einen 
Expertendialog zum Thema initiiert, an 
dem OGH-Präsidentin Dr. Irmgard 
Griss und Vertreter aller betroffenen 
Berufsgruppen - Juristen, Mediziner, 
Interessenvertreter behinderter Men-
schen ect. - teilnahmen. Die Ergebnisse 
sind auf www.franzhuainigg.at nach-
zulesen. 

(Quelle: ÖVP ·in BIZEPS vom 29. Jänner 
2010) 

Wien: Pflegegeldergänzungsleistung für PA
Positive Überführung vom Modell-
projekt zum Regelbetrieb
„Die Pfl egegeldergänzungsleistung für 
Persönliche Assistenz ist erfolgreich 
vom Modellprojekt in den Regelbetrieb 
übergeführt worden. Das geht aus dem 
aktuellen Kontrollamtsbericht hervor“, 
erklärte die Vorsitzende der gemein-
derätlichen Behindertenkommission, 
SPÖ-Gemeinderätin Gabriele Mörk.
Die Pfl egegeldergänzungsleistung für 
Persönliche Assistenz hat der Prüfung 
des Kontrollamtes [ www.kontrollamt.
wien.at/ausschuss/03/03-10-KA-II-
FSW-2-9.pdf ] stand gehalten. Sie er-
möglicht rund 150 Menschen mit kör-
perlicher Behinderung ein selbstbe-
stimmtes Leben. 
Die Pfl egegeldergänzungsleistung für 
Persönliche Assistenz hat laut einer 
externen Evaluierung die gesundheit-

liche Situation der Menschen mit Be-
hinderung verbessert bzw. stabilisiert, 
die sozialen Kontakte erhöht und die 
Teilnahme am kulturellen Leben er-
leichtert. Auch die Situation der Lei-
stungsbezieherInnen am Arbeitsmarkt 
hat sich verbessert.
„Damit hat die Pfl egegeldergänzungs-
leistung für die Persönliche Assistenz 
die gewünschten Ziele erreicht“, be-
tonte Mörk. „Es zeigt sich, dass Wien 
die UN-Konvention für die Rechte der 
Menschen mit Behinderung ernst 
nimmt und umsetzt. Durch die Pfl ege-
geldergänzungsleistung für die Persön-
liche Assistenz wird in Wien Selbstbe-
stimmung für Menschen mit Behinde-
rung ermöglicht.“ 

(Quelle: SPÖ in BIZEPS vom 19. Jänner 
2010 )
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Nationaler Informationstag über 
Behindertenrechte im Parlament

Prammer: Barrierefreiheit bei allen 
Baumaßnahmen im Parlament

Nationalratspräsidentin Barbara Pram-
mer hat für heute (30.11.2009) gemein-
sam mit der Österreichischen Arbeits-
gemeinschaft für Rehabilitation (ÖAR) 
und der Plattform des Österreichischen 
Komitees für Soziale Arbeit für und mit 
Menschen mit Behinderungen und 
Lernschwierigkeiten (ÖKSA) zu einem 
Nationalen Informationstag unter dem 
Motto:
UN-Konvention über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen. Chan-
ce - Verpfl ichtung - Alibi 
eingeladen. 
Österreich hat als einer der ersten 
Staaten diese UN-Konvention ratifi -
ziert, mit der die volle Partizipation 
von behinderten Menschen auf Basis 
der Menschenrechte in der österrei-
chischen Gesellschaft gewährleistet 
werden soll.
Nationalratspräsidentin Barbara Pram-
mer erinnerte daran, dass die UN-
Konvention seit 26.10.2008 in Österrei-
ch in Kraft ist, einige Bereiche, etwa 
das Recht auf Besuch einer weiterfüh-
renden und höheren Schule, das Recht 
auf gleichberechtigten Zugang zu den 
Leistungen der Altersvorsorge oder die 
freie Wahl des Lebensmittelpunktes 
noch der Umsetzung bedürfen. 
Als „Hausherrin“ versicherte die Na-
tionalratspräsidentin, bei sämtlichen 

Baumaßnahmen im Parlament werde 
die Barrierefreiheit garantiert, dies sei 
bei einem derart alten Gebäude eine 
Herausforderung. Beim Umbau des 
Nationalrats-Sitzungssaals werde auf 
Barrierefreiheit jedenfalls genau geach-
tet werden. 
Prammer gab in diesem Zusammen-
hang zu bedenken, dass derzeit die 
Plätze der Klubobleute oder des Präsi-
diums, aber auch die Besuchergalerie 
noch nicht barrierefrei zugänglich 
seien, und betonte, Sparen am falschen 
Platz komme hier nicht in Frage. Sie 
kündigte weiters an, dass Österreich 
das erste Land sein werde, in dem die 
Live-Übertragungen von Sitzungen 
untertitelt werden. 
Insgesamt trat Prammer für einen 
Übergang von der Integration zur In-
klusion ein und meinte, die Teilnahme 
aller Menschen am öffentlichen Leben 
in allen Bereichen sollte zur Selbstver-
ständlichkeit werden.
Am Beginn der Veranstaltung standen 
weitere Begrüßungsworte durch Man-
fred Pallinger (Bundesministerium für 
Arbeit, Soziales und Konsumenten-
schutz) sowie des Präsidenten des 
ÖAR, Klaus Voget, und des Präsi-
denten des ÖKSA, Michael Chalup-
ka.
Zwei Referate setzten sich daraufhin 
inhaltlich mit der UN-Konvention 
auseinander. Die Menschenrechtskon-
sulentin Marianne Schulze beleuchtete 
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dabei den Aspekt der Chancen für in-
klusive und barrierefreie Menschen-
rechte, während der Präsident des 
Dachverbandes Die Steirische Behin-
dertenhilfe, Franz Wolfmayr, in seinem 
Statement über die Verpfl ichtungen 
der Länder auf Basis der Konvention 
informierte.
Themenkreise behandelten am Nach-
mittag u.a. die Bereiche Medizinische 
Versorgung, Sachwalterschaft, Wohnen 

und Alter, Selbstvertretung, Arbeiten 
in der Werkstätte, Entwicklungszu-
sammenarbeit, Bildung, Medien und 
Bewusstseinsbildung. 

(Quelle: Parlamentskorrespondenz in 
BIZEPS vom 30. November 2009)

Anmerkung: Für die SGM nahm Frau 
Dr. Barbara Streitfeld an diesem Infor-
mationstag teil.

UN-Konvention: Menschen mit 
Behinderungen müssen einbezogen werden

Der Österreichische Monitoringaus-
schuss zieht zum einjährigen Beste-
hen Bilanz
Aus Anlass des Welttags der Menschen 
mit Behinderungen weist der Unabhän-
gige Monitoringausschuss zur Überwa-
chung der Einhaltung der UN-Konven-
tion über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen in Österreich darauf 
hin, dass das Parlament und die Bun-
desverwaltung Menschen mit Behinde-
rungen nach wie vor nur unzureichend 
einbeziehen.
„Mit Inkrafttreten der UN-Konvention 
im Oktober 2008 hat sich Österreich 
verpfl ichtet, bei der Ausarbeitung von 
Rechtsvorschriften, Menschen mit Be-
hinderungen und die sie vertretenden 
Organisationen aktiv einzubeziehen“, 
hält Marianne Schulze, Vorsitzende des 
Monitoringausschusses fest.
Der vor einem Jahr konstituierte Moni-
toringausschuss hat in etlichen Stel-

lungnahmen auf Versäumnisse in der 
Umsetzung dieser Verpfl ichtung hin-
gewiesen. Marianne Schulze: „Wir er-
warten uns, dass diese Verpfl ichtung 
zur aktiven Einbeziehung von Men-
schen mit Behinderungen konsequent 
und vorbehaltlos in allen Politikbe-
reichen umgesetzt wird.“
Weitere Stellungnahmen des Monito-
ringausschusses im vergangenen Jahr 
betrafen u.a. das verpfl ichtende Kin-
dergartenjahr, das Budgetbegleitgesetz, 
die Unterbringungs- und Heimaufent-
haltsnovelle, die Kinderrechtskonven-
tion und die Etablierung einer Natio-
nalen Menschenrechtsinstitution.
Die Vereinten Nationen stellen am 
Welttag der Menschen mit Behinde-
rungen die Einbeziehung von Men-
schen mit Behinderungen in Pro-
gramme zur Erreichung der Millenni-
umsentwicklungsziele in den Mittel-
punkt. Die Halbierung absoluter Armut 
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und der Zugang zu Grundbildung für 
alle Kinder - die ersten beiden Ziele - 
bedürfen auch in Österreich der Inklu-
sion von Menschen mit Behinde-
rungen.
Ausschussvorsitzende Marianne Schul-
ze: „Menschen mit Behinderungen sind 
von Armut und Barrieren beim Zugang 
zu Bildung wesentlich stärker betrof-
fen. Der Monitoringausschuss wird 
sich in den kommenden Monaten die-
sen Themenbereichen intensiv widmen, 
sowohl was die Situation in Österreich 
betrifft, wie auch die österreichischen 
Initiativen in Entwicklungsländern.“
Hintergrundwissen
Der unabhängige Monitoringausschuss 
ist zuständig für die Überwachung der 
Einhaltung der UN-Konvention „Über-
einkommen über die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen“ vom 13. 

Dezember 2006 in Angelegenheiten, die 
in Gesetzgebung und Vollziehung 
Bundessache sind, und hat sich auf der 
Grundlage von § 13 des Bundesbehin-
dertengesetzes in Umsetzung der mit 
26. Oktober 2008 durch Österreich ra-
tifizierten Konvention konstituiert 
(BGBl. III Nr. 155/2008).
Dem weisungsfreien Ausschuss gehö-
ren Vertreter/innen von Nichtregie-
rungsorganisationen aus den Bereichen 
Menschen mit Behinderungen, Men-
schenrechte und Entwicklungszusam-
menarbeit sowie der wissenschaftlichen 
Lehre an. Die laufenden Geschäfte des 
Monitoringausschusses sind vom Bun-
desministerium für Arbeit, Soziales 
und Konsumentenschutz zu führen. 
(Quelle: BM für Soziales und Konsu-
mentschutz in BIZEPS vom 4. Dezem-
ber 2009)

Persönliche Assistenz ist Menschenrecht

Freedom Driver übergaben Forde-
rungen
Einen Appell an die Europäische Ge-
meinschaft, die Einrichtung von ge-
meindenahen Unterstützungssyste-
men zu fördern, um die De-Instituti-
onalisierung in Europa zu erreichen, 
richteten am 16. September 2009 über 
400 Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
des Freedom Drives an die Abgeord-
neten des EU-Parlaments in Straß-
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burg. 
Sie fordern damit die volle Anerken-
nung von Persönlicher Assistenz als 
Menschen- und Bürgerrecht als Vo-
raussetzung für ein selbstbestimmtes 
Leben.
Bente Skansgård, Jamie Bolling und 
Martin Naughton übergaben bei der 
Veranstaltung nach der Demonstrati-
on im Europäischen Parlament die 
Forderungen der Freedom Driver an 
den Europaparlamentsabgeordneten 
Richard Howitt und den EU-Par-
lamentspräsidenten, Jerzy Burzek. Die 
acht Forderungen der Freedom Driver 
lauten wie folgt:

1. Wir fordern die Europäische Ge-
meinschaft auf, sicherzustellen, 
dass selbstbestimmtes Leben Prio-
rität in der Behindertenpolitik hat, 
so wie es in der „Strategie der 
Europäischen Gemeinschaft in der 
Behindertenthematik“, im „EU-
Aktionsplan für Menschen mit 
Behinderungen“ und in Artikel 19 
der „UN Konvention für die Rech-
te behinderter Menschen“ und 
deren Fakultativprotokoll darge-
legt ist.

2. Wir appellieren an die Europäische 
Gemeinschaft, weiterhin die Ein-
richtung von gemeindenahen 
Unterstützungssystemen zu för-
dern, um De-Institutionalisierung 
in Europa zu erreichen.

3. Wir fordern die volle Anerkennung 
von Persönlicher Assistenz als 
Menschen- und Bürgerrecht als 

Voraussetzung für ein selbstbe-
stimmtes Leben.

4. Wir fordern die Möglichkeit Per-
sönliche Assistenz überall nutzen 
zu können. Dies gibt uns Reisefrei-
heit.

5. Wir fordern, dass 5 % der EU Ent-
wicklungshilfe zur Förderung von 
Selbsbestimmtem Leben in Ent-
wicklungsländern vorgesehen 
wird.

6. Wir fordern, dass die Europäische 
Gemeinschaft die UN Konvention 
für die Rechte von Menschen mit 
Behinderung ratifiziert und das 
Fakultativprotokoll unterzeichnet 
und ratifi ziert. Wir fordern, dass 
die Artikel in EU Recht umgesetzt 
werden. Es ist obligatorisch, dass 
die Institutionen und Vertreter ihre 
Mitgliedsstaaten auffordern, die 
Konvention baldmöglichst in nati-
onales Recht umzusetzen.

7. Wir fordern eine Europäische 
Richtlinie bezüglich Behinderung, 
welche die vollen Rechte behinder-
ter Menschen in Europa wahrt und 
schützt.

8. Menschen mit Behinderungen und 
Behindertenorganisationen müs-
sen in die Entscheidungen auf al-
len Ebenen der Politik involviert 
und zu Rate gezogen werden, sei 
es bei Planung, Entwurf und Um-
setzung von Gesetzen und Be-
schlüssen.

(Quelle: kobinet-nachrichten vom 18. 
September 2009) 
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Der lange Schatten von „Licht ins Dunkel”

Selbstbestimmung statt Mitleids: Der 
ORF erzeugt ein falsches Image von 
Behinderung.

Die Aktion „Licht ins Dunkel“ ist ein 
zweischneidiges Schwert. Ihre Spen-
denaufrufe bringen nicht nur Geld, 
sondern auch unerwünschte Neben-
wirkungen mit sich.

Als ich zehn Jahre alt war, erhielt ich 
als Kind im Rollstuhl von „Licht ins 
Dunkel“ einen Zuschuss für einen 
Treppenlift. Selbstverständlich war die 
fi nanzielle Hilfe eine wichtige Erleich-
terung, für die ich dankbar war.
Überhaupt habe ich als behinderter 
Mensch im Laufe der Jahre viel bekom-
men: Völlig fremde Menschen drückten 
mir Rosenkränze und Gebetsbücher, 
die eine wundersame Heilung verspra-
chen, in die Hand. Andere steckten mir 
zwei Euro zu und spendeten Worte des 
Mitleids. Ich hätte es schließlich, so wie 
alle Behinderten schwer im Leben, 
„Licht ins Dunkel“ zeige das, erklärte 
einmal ein Wohltäter, während er mir 
den Kopf tätschelte, wie zuvor seinem 
Hund. Die ORF-Werbekampagne für 
„Licht ins Dunkel“ funktioniert also 
gut, so gut, dass nicht nur Geld gespen-
det wird, sondern auch viele andere 
Dinge.

Diese Gaben sind oft nicht nur unge-

wollt, im schlimmsten Fall wird man 
durch sie auch erst recht behindert. Ein 
Firmenchef, der im Rahmen einer 
„Licht ins Dunkel“-Sendung die groß-
zügige Spende an eine Behinderten-
werkstatt kundtut, wirkt mehr als zy-
nisch, wenn man als junger arbeitswil-
liger Mensch im Rollstuhl einen Job 
sucht und von eben dieser Firma abge-
lehnt worden ist, da die Räumlich-
keiten nicht rollstuhlgerecht seien. Die 
Aufforderung sich via Internet über 
„Licht ins Dunkel“ zu informieren, 
verkommt für blinde und sehbehinder-
te User zum schlechten Witz, wenn die 
Seiten nicht barrierefrei programmiert 
sind.

Geldspenden lindern für den Moment 
die ärgste Not. Das durch „Licht ins 
Dunkel“ erzeugte Bild der Hilfl osigkeit 
wirft seine Schatten noch immer, auch 
wenn es vonseiten der Verantwort-
lichen Bemühungen gibt, die Spenden-
aufrufe neutraler zu gestalten.

Gelebter Public Value?
Wenn nun ORF-Generaldirektor Wra-
betz beim diesjährigen Start des „Licht 
ins Dunkel“-Spendenmarathons sagt, 
„Licht ins Dunkel“ sei gelebter Public 
Value, also ein sogenannter gesell-
schaftlicher Mehrwert, kann ich ihm 
nur zum Teil recht geben. Die Förde-
rung zivilgesellschaftlichen Engage-
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ments in Form einer Spendenaktion ist 
sicher gesellschaftlich wünschenswert, 
das dadurch erzeugte Image von Be-
hinderung wohl eher nicht. Der ORF 
könnte viel tun, um den Schatten des 
Mitleids, den die Spendenmaschinerie 
fast zwangsläufi g erzeugt, wieder ein-
zudämmen.

Viel wäre schon bewirkt, würde der 
ORF dem von „Licht ins Dunkel“ mit-
erzeugten Image behinderter Men-
schen eines der Selbstbestimmung und 
des Engagements entgegenstellen. 
Durch die Einbindung behinderter 
Journalisten, die aufgrund ihrer eige-
nen Betroffenheit viel mehr Erfahrung 
und Wissen zum Thema als viele ihrer 
nicht behinderten Kollegen haben, 
würde man die Repräsentation behin-
derter Menschen fördern und damit 
auch mehr des von Generaldirektor 
Wrabetz beschworenen Public Value 
erzeugen. Ansätze in diese Richtung 
gibt es, aber nur vereinzelt und nicht 
strukturiert. 
In der Berichterstattung über Behinde-
rung soll das schwerbehinderte pfl e-
gebedürftige Kind genauso vorkom-
men wie der Goldmedaillengewinner 
bei den Paralympics. Vor allem aber 
brauchte es eine Darstellung des Le-
bens behinderter Menschen, in der es 
um Familie und Freunde geht, um 
Partnerschaft und das Leben in der 
Gemeinschaft und um die Barrieren, 
die es zu überwinden gilt, um all das 
zu erreichen. Dies würde für viele 
Menschen Licht ins Dunkel der falschen 

Vorstellungen von Behinderung brin-
gen.

Marlies Neumüller

Abdruck mit freundlicher Genehmi-
gung der Presse, wo dieser Artikel 
zuerst erschienen ist. 

(Quelle: BIZEPS vom 24. Dezember 
2009)

MAG. MARLIES NEUMÜLLER , geb. 
1981. Im Rahmen des Journalistenpreis 
2004 - „Für Vielfalt. Gegen Diskrimi-
nierung.“ der EU - gewann sie gemein-
sam mit Christoph Dirnbacher und 
Alexis Johann für den gemeinsam 
verfassten Artikel im Wirtschaftsma-
gazin Trend „Je anders, desto besser“ 
die österreichische Vorausscheidung.
Sie hat Praktika bei Standard, Kurier 
und Trend gemacht und beim Entste-
hen des „Buch der Begriffe“ mitgear-
beitet.
(Quelle: BIZEPS, Profi le)
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New York – eine Stadt zum Verlieben

Vom 1. September bis zum 10. Septem-
ber 2009 besuchte ich mit meinem 
Freund den „Big Apple“. Wir sind von 
Wien über London zum John F. Ken-
nedy Airport gefl ogen. In London gab 
es leider ein paar kleine Schwierig-
keiten zu bewältigen: z. B. sind wir 
vom Gate nicht abgeholt worden und 
mussten uns selbst zu Recht fi nden. 
Wir wurden einer Sicherheitskontrolle 
unterzogen und mussten dann selbst 
das nächste Gate suchen. Dort ange-
langt wurden wir gleich zum Eingang 
des Flugzeugs gebracht. Üblicherwei-
se müssen Rollstuhlfahrer mit zwei 
Helfern als erste das Flugzeug betre-
ten. Hier war das nicht der Fall, wir 
wurden als letzte ins Flugzeug ge-
bracht und hatten auch nur einen 
Helfer, so dass mein Freund mithelfen 
musste.
Nach der langen Reise endlich im 
Hotel angekommen wurden wir 
freundlich begrüßt und gingen gleich 
ins Bett. Das Hotelzimmer war recht 
klein, aber dank der Hilfe meines 
Freundes war es kein Problem mich 
dort zu bewegen. 
Am nächsten Tag erkundeten wir den 
südlichen Teil von Manhattan und 
besuchten folgende Sehenswürdig-
keiten:

• South Street Seaport Museum
• Brooklyn Bridge
• Wall Street, Tiffanys, Trump Buil-

ding, Börse, Trinity-Church (be-
kannt durch den Film „Das Ver-
mächtnis der geheimen Tempelrit-
ter“

• Ground Zero
• Battery Park, Clinton Castle
• Freiheitsstatue, Ellis Island (Mi-

granteninsel)
• Times Square – Toy Story Store

2. Tag:
• Intrepid Sea-Air-Space Museum 

(Flugzeugträger) 
• Scientology Church
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• Times Square
• Planet Hollywood
• Empire State Building 
• Madison Square Garden

3. Tag:
• Dakota (dort wurde John Lennon 

ermordet)
• Naturhis tor i sches  Museum, 

Hayden Planetarium
• Central Park, Swedish Cottage 

House, Strawberry Fields, the 
Main 

• The Lake, Jaqueline-Kennedy-La-
ke

• Guggenheimmuseum

4. Tag:
• Grand Central Station
• Gerichtsviertel, City Hall, Brooklyn 

Bridge
• Chinatown, Little Italy, Soho
• Washington Square Park (bekannt 

aus dem Film “I´m a Legend“)
• Rockefeller Center, Radio City Hall, 

NBC-Studios, St.Patricks Church, 
• Times Square, Broadway Musical 

“König der Löwen”

5. Tag:
• Madame Tussauds
• Ripley´s “Believe it or not”
• Sexmuseum
• Flatiron Building
• Top of the Rock, Rockefeller Cen-

ter

6. Tag:
• Coney Island (Strand von New 

York), Sea World
• Hard Rock Café

7. Tag:
• Bronx Zoo (4.größter Zoo der 

Welt)
• Times Square, Einkaufstour

8. Tag: 
• Hard Rock Café
• Heimfl ug

All diese vielen Sehenswürdigkeiten 
sind für Rollstuhlfahrer barrierefrei 
zugänglich. Mit der U-Bahn gab es 
auch keine Probleme. Es gibt nicht 
viele behindertengerechte Stationen, 
aber bei den wichtigsten Sehenswür-
digkeiten gibt es einen barrierefreien 
Zugang. Markierte Einstiegsstellen an 
der U-Bahn-Haltestelle erleichtern 
erstens das Einsteigen, und zweitens 
kann der Schaffner dem U-Bahn-Fah-
rer sagen: Achtung Rollstuhlfahrer 
steigt ein. Und somit bleibt die Tür 
länger geöffnet, um ein sicheres Ein-
steigen zu ermöglichen. 
New York sollte viel auf eigene Faust 
und wenn möglich im Schritttempo 
erkundet werden. In der ganzen Stadt 
gibt es abgefl achte Gehwege, und die 
meisten behindertengerechten Toilet-
ten sind in allgemein zugänglichen 
Toiletten integriert. 
New York ist eine Stadt, die für behin-
derte Menschen frei zugänglich ist, 
und deswegen empfehle ich jedem, 
einmal diese Stadt zu besuchen. 

Lucas Reisinger
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Nützliche Adressen

Kostenloses Sozialtelefon:
0800 / 20 10 10

Beauftragtenstelle für 
Behindertenfragen der Stadt Graz
Theodor Körnerstraße 65 
8010 Graz 
Tel: +43/316/872-6477 
Handy: +43/664/60872-6477 
Fax: +43/316/872-6478 
E-Mail: 
info@behindertenbeauftragte-graz.org 
Homepage: http://www.graz.at/cms/
beitrag/10038585/776667 
Öffnungs-/Parteienverkehrszeiten: 
Dienstag und Donnerstag von 8 bis12 Uhr
Mittwoch von 16 bis 18 Uhr 
oder nach telefonischer Vereinbarung

Sozialamt Graz – 
Behindertenhilfe
Amtshaus
Schmiedgasse 26
8011 Graz
Referatsleiter: Walter Purkarthofer, 
Tel.: 0316/872-6430
Stellvertretung: Sandra Steiner, 
Tel.: 0316/872-6443

Referat für Barrierefreies Bauen 
der Stadt Graz
AnsprechpartnerInnen für Barrieren im 
öffentlichen Raum:
DI Constanze Koch-Schmuckerschlag, 
Tel.: 0316/872-3508
DI Oskar Kalamidas, Tel.: 0316/872-3507

Land Steiermark FA 11A – 
Sozialwesen
Hofgasse 12
8010 Graz
Tel.: 0316/877-3322
E-Mail: silvia.sturm-musits@stmk.gv.at 
www.soziales.steiermark.at 

Anwalt für Menschen mit 
Behinderung
Mag. Siegfried Suppan
Hofgasse 12/P
8010 Graz
Tel.: 0316/877-2745
Fax: 0316/877-5505
E-Mail: amb@stmk.gv.at
www.behindertenanwalt.steiermark.at 
Öffnungszeiten des Büros:
Montag bis Freitag 8.30 bis 12.30
Termine nach telefonischer Vereinba-
rung von Zeit und Ort

Referent für 
Barrierefreies Bauen
Leo Pürrer
Amt der Steiermärkischen 
Landesregierung
Fachabteilung 17A - Energiewirtschaft 
und allgemeine technische 
Angelegenheiten
Bautechnik und Gestaltung
Mandellstrasse 38/1, 8010 Graz
Tel.: +43 (0)316 / 877 - 5923
Fax: +43 (0)316 / 877 - 4689
E-Mail: leo.puerrer@stmk.gv.at
www.verwaltung.steiermark.at/baucert
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Steirische Gesellschaft für 
Muskelkranke
Elke Trummer
Mühlgasse 6
8330 Feldbach
Tel.: 03152/2722
Fax: 03152/434016
E-Mail: muskelkranke-stmk@aon.at
www.muskelkranke-stmk.at
Sekretariat und Redaktion:
Dr. Barbara Streitfeld
Grottenhofstr. 2b/10
8053 Graz
Tel./Fax: 0316/261094

M: 0688/8111077
E-Mail: barbara.streitfeld@gmx.at

Auskünfte im barrierefreien 
Zugsverkehr:
Herr Christian Schwarzl 
ÖBB-Personenverkehr AG 
Barrierefreies Reisen 
Wagramer Straße 17-19, 1220 Wien 
Tel.: +43 1 93000 34232 
Mobil: +43 664 617 3117 
Fax: +43 1 93000 83034232 
E-Mail: christian.schwarzl@pv.oebb.at 
Internet:www.oebb.at/pv

Tipps und Hinweise

Datenbank für Menschen mit 
Behinderungen:
www.handynet.bmsk.gv.at 

Peer-Wohnberatung der 
Anwaltschaft für Menschen 
mit Behinderung
Info:
Anwaltschaft für Menschen mit Behin-
derung
Hofgasse 12/Erdgeschoss, 8010 Graz
Tel.: 0664/ 941 63 60

Wohnen für Menschen mit 
speziellen Bedürfnissen
heißt eine Info-Broschüre der Stadt 
Graz. Sie ist erhältlich bei der

Städtischen 
Wohnungsinformationsstelle
Tummelplatz 9, 2. Stock
8010 Graz
Tel.: 0316/872-5451
Fax: 0316/872-5459
E-Mail: wohnungsinformationsstelle@
stadt.graz.at 
Internet: www.graz.at/woist 
Dort gibt es auch ein Download der 
Broschüre
Beratungszeiten:
Montag, Dienstag und Freitag von 9.00 
– 13.00 Uhr
Mittwoch von 15.00 – 18.00 Uhr

Mentoring für Menschen mit 
Behinderung
Wird jetzt von Jugend am Werk Stei-
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ermark GmbH umgesetzt.
Ziel des Mentoring ist, durch eine 
gezielte Partnerschaft im Unterneh-
men zwischen bewährten Führungs-
kräften und Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern mit Behinderung die 
persönliche und berufl iche Entwick-
lung durch Dialog, Austausch von 
Wissen, Know-how und Erfahrung zu 
fördern.
Den nächsten Einstiegstermin erfahren 
Sie unter der 
Tel.Nr. 0664 / 80 006 5230 
Info: www.mentoring-stmk.at  

Verein Wegweiser – Hilfe bei 
Planung von Persönlicher 
Assistenz
Der Verein Wegweiser ist behinderten 
Menschen, die momentan oder in na-
her Zukunft ein persönliches Budget 
erhalten werden, bei der Planung und 
Organisation ihrer persönlichen Assi-
stenz behilfl ich und stellt kostengün-
stig einen Steuerberater für die Lohn-
verrechnungen ihrer Assistenten zur 
Verfügung.
Wobei der Verein betont; „dass die 
Leistungen des Vereins Wegweiser 
nicht anhand der LEVO (Steirische 
Leistungsverordnung) verrechnet 
werden können und auch nicht in der 
Berechnung des persönlichen Budgets 
berücksichtigt wird. Kunden müssten 
den Verein also offiziell von ihrem 
Privatvermögen bezahlen.“
Info und Preisliste unter: 
www.wegweiser.or.at

Verein Wegweiser, Grazerstraße 48a; 
8045 Graz
Tel.: 0699 17074411;
E-Mail: offi ce@wegweiser.or.at

Rechtsschutz für Menschen 
mit Behinderung
Da keine Versicherungsanstalt in Ös-
terreich Menschen mit Behinderung 
für ihr Recht sich durchzusetzen, ver-
sichert, gründete die Versicherungsa-
gentur Ungr & Hampejs in Zusam-
menarbeit mit UNIQA Group eine 
Projektgruppe und entwickelten eine 
für Menschen mit Behinderung maß-
geschneiderte Rechtsschutz-Versiche-
rung zum Preis von 16 € pro Monat.

Info:
UNGR & HAMPEJS,
Versicherungsagentur
Kaltenleutgebnerstraße 5,  1230 
WIEN
T e l . :  0 1 / 9 0 7 8 1 2 2 3 3 ;  F a x : 
01/907812255
Mobil: 0699/14818000
E-Mail: offi ce@versicherungs-service.at

Sexualität – 
Beratung und Begleitung
bietet die Fachstelle .hautnah.
Info: Fachstelle .hautnah.
alpha nova BetriebsgesmbH
Römerstraße 92, 8401 Kalsdorf
Tel.: 03135/56382-27
E-Mail: hautnah@alphanova.at
www.alphanova.at 
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Psychosoziale Beratung/ 
Lebens- und Sozialberatung
in der Bunten Rampe. Die Beratung ist 
anonym und kostenlos.
Anmeldung: 0316/686515-20 od. 25

Muskeldystrophie Duchenne
Seit Jänner 2009 gibt es in Graz eine 
Angehörigengruppe, die sich in den 
Räumlichkeiten der Bunten Rampe 
trifft. Die Termine für 2010: 14. April; 
30. Juni; 22. September und 1. Dezem-
ber; jeweils von 13:30 bis 15:30 Uhr in 
der Bunten Rampe.
Info: Bunte Rampe, Tel.: 0316/686515-
20 oder E-Mail: bunte-rampe@mosaik-
gmbh.org 
(Quelle: Newsletter der Bunten Rampe; 
Sommer 2009)

Freie Software zur 
barrierefreien Kommunikation
Seit 1989 entwickelt der gemeinnützige 
Verein Kommhelp technische Hilfsmit-
tel zur barrierefreien Kommunikation; 
er berät und unterstützt behinderte 
Menschen bei der Auswahl von Kom-
munikationshilfen und stellt Informa-
tionen über freie Softwarelösungen und 
Hardwarealternativen zur Verfügung.
Info: www.kommhelp.de

BeSt³ barrierefrei – Messe für Beruf, 
Studium und Weiterbildung
Bereits zum 19. Mal veranstalten das 
Bundesministerium für Wissenschaft 
und Forschung, das Bundesministeri-
um für Unterricht, Kunst und Kultur 
gemeinsam mit dem Arbeitsmarktser-
vice vom 4. bis 7. März 2010 in Wien 
die „BeST³ – Messe für Beruf, Studium 
und Weiterbildung“
Info: www.bestinfo.at

Reise und Urlaub
Für die Urlaubsplanung 2010 hat 
Harald 2 tolle Tipps:
Für einen barrierefreien Urlaub in Ös-
terreich: Info: www.nobatravel.at 
Für alle, die gerne nach Portugal fahren 
möchten:
Eine Reiseagentur für Behinderte und 
Rollstuhlfahrer, die sich um barriere-
freie Ferien in Portugal kümmert. Alle 
Touren haben volle Rollstuhl-Zugäng-
lichkeit: Hotel, Restaurant, Museen, 
Rollstuhlminibus, Flughafentransfer 
usw.
Auch Ausrüstungsgegenstände können 
ausgeliehen werden: Lifter, E-Scooter, 
E-Rollstuhl, Rollstuhl (10-25 Euro/
Tag).
Info: www.accessibleportugal.com
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Buchempfehlung Form viele Fragen zu Arbeit, Sozi-
alrecht, Finanzen, Begünstigungen, 
Familie, Verkehr, Führerschein und 
Versicherungen.
Das Werk baut auf dem im Rahmen 
von Vorträgen geäußerten Fragen 
auf und kann vor allem Menschen 
mit chronischen Krankheiten oder 
Behinderungen sowie deren Ange-
hörigen und Beratern empfohlen 
werden.
Wichtige Erklärungen und Praxi-
stipps zu den verschiedensten recht-
lichen Regelungen wie dem Bundes-
Behindertengleichstellungsgesetz, 
dem Heimvertragsgesetz, dem 
Heimaufenthaltsgesetz, der Vorsor-
gevollmacht der Patientenverfü-
gung uvm. wurden ebenfalls auf 
den neuesten Stand gebracht.
Die 3., neu bearbeitete Auflage 
dieses Ratgebers hält, was die Reihe 
„Fachwissen auf den Punkt ge-
bracht“ verspricht:
Rechtsratgeber für kranke und be-
hinderte Menschen
ISBN: 3-7007-4360-2
ISBN13: 978-3-7007-4360-6
3. Aufl age, Wien 2009. 240 Seiten.
36 Euro 
(Quelle: Susanne Bergmann in BI-
ZEPS vom 18. Jänner 2010.)

Rechtsratgeber für kranke 
und behinderte Menschen

Wir alle begegnen im Alltag vielen 
rechtlichen und organisatorischen 
Hindernissen.
Dieser Ratgeber bietet kompetente 
und praxisnahe Informationen, um 
den Weg durch den Paragraphen- 
und Behördendschungel zu erleich-
tern.
Verständlich geschrieben beantwor-
tet der Ratgeber in übersichtlicher 


